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Leitlinie Gesundheit  |  Vorwort

‚Gesundheit ist nicht alles, aber ohne 
Gesundheit ist alles nichts‘ sagt der 
Volksmund und wie so oft hat er 
Recht: Gesundheit ist eine der wich-
tigsten Grundlagen für ein zufrieden 
stellendes Leben. 

Entsprechend groß ist die Aufmerk-
samkeit, die dieses Thema in der 
Öffentlichkeit genießt. Die gesund-
heitspolitischen Eckdaten werden 
weitgehend durch Bund und Länder 
vorgegeben. Die Ausgestaltung dieser 
Vorgaben ist auf mehrere Schultern 
verteilt. Eine ganz wesentliche Rolle 
spielen, von manchen vielleicht  
unbemerkt, die Kommunen. 

Mit einem eigenen Referat für Ge-
sundheit und Umwelt und mit einem 
breit gefächerten und vielfältigen 
Angebot wollen wir diesen Anforde-
rungen gerecht werden. Über unsere 
Mitgliedschaft im Gesunde Städte-
Netzwerk sichern wir die Vernetzung 
mit anderen Kommunen, mit dem 
Gesundheitsbeirat, mit den Münchner 
Gesundheitsakteuren. 

Der soziodemografische Wandel 
stellt die Landeshauptstadt München 
jedoch auch in der Gesundheitspolitik 
vor neue Herausforderungen. Um hier 
adäquat antworten zu können, wurde 
unter der Federführung meines Hauses 
gemeinsam mit vielen Fachleuten und 
mit vielen Bürgerinnen und Bürgern die 
Leitlinie Gesundheit erarbeitet. 

In der Leitlinie Gesundheit sind 
gesundheitspolitische Strategien und 
Zielvorgaben für die kommenden 
Jahre festgehalten. Sie ist Bestandteil 
der Perspektive München, welche 
den langfristigen, integrierten Orien
tierungs- bzw. Entwicklungsrahmen 
für München darstellt und alle wich-
tigen stadtentwicklungsplanerischen 
Bereiche umfasst.

Im Februar 2009 hat der Stadtrat die 
Leitlinie Gesundheit endgültig ver-
abschiedet. Damit hat sich die Stadt 
einen verbindlichen Orientierungs-
rahmen für die langfristige kommu-
nale Gesundheitspolitik in München 
gegeben. Gesundheit ist eine Quer-
schnittsaufgabe – so ist es auch in der 
Leitlinie Gesundheit verankert. Nun 
ist es die Aufgabe vieler Referate und 
vieler unserer Kooperationspartnerin-
nen und -partner, diese Vorgaben in die 
Tat umzusetzen; wir werden unseren 
Beitrag hierzu leisten. 

Ihr 

Joachim Lorenz
Referent für Gesundheit und Umwelt

Liebe Münchnerinnen und Münchner,

Wenn Sie sich für mehr Details zur Leitlinie Gesundheit, 
für die Leitprojekte oder die Erarbeitung der Leitlinie  
interessieren, besuchen Sie unsere Internetseite unter 
www.muenchen.de/leitlinie-gesundheit
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1 �Kickbusch, I: Die Gesundheitsgesellschaft, Verlag für Gesundheitsförderung, Gamburg 2006
2 �Aus: „Handlungskonzept: Herausforderungen des soziodemografischen Wandels für die Stadtentwicklung“ des Referates für Stadtplanung und Bauordnung, 

Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates vom 08.10.2008
3 �Vgl. Deutscher Städtetag (Hrsg.), Demografischer Wandel, Köln und Berlin 2006

Herausforderungen des  
soziodemografischen Wandels

Alle Prognosen zur demografischen 
Entwicklung in Deutschland stimmen 
darin überein, dass es mittel- bis 
langfristig zu teilweise tiefgreifenden 
Veränderungen der Bevölkerungs- 
und Alterstruktur kommen wird, die 
auch in München – wenngleich in 
abgeschwächter Form im Vergleich 
zu anderen Städten – zum Tragen 
kommen werden. Einige wesentliche 
für München prognostizierte Entwick-
lungen, auf die sich die kommunale 
Gesundheitspolitik einstellen muss, 
sind 2:

Die Alterung der Münchner Bevölke-
rung wird zunächst weniger stark aus-
fallen als im Bundesdurchschnitt, aber 
es werden im Jahr 2020 deutlich mehr 
Menschen über 74 Jahre in München 
leben als heute. Die Zahl der Kinder 
und Jugendlichen wird geringfügig 
ansteigen. Die Zahl der Einpersonen-
haushalte ist in den letzten Jahrzehn-
ten kontinuierlich gestiegen. Neben 
jüngeren Singles sind es vor allem 
ältere Menschen und hier insbesonde-
re Frauen, die allein leben. Die Bezie-
hungsstrukturen innerhalb der Familien 
und zwischen den Generationen 
werden sich weiter verändern. Der An-
teil der nicht-deutschen Bevölkerung 
bleibt annähernd gleich; der Anteil der 
nicht-deutschen Älteren wird jedoch 
deutlich ansteigen. Darüber hinaus 
werden sich die Zahl und der Anteil 
der Bevölkerung mit Migrationshin-
tergrund erhöhen. Die Disparitäten 
zwischen Arm und Reich werden sich 
voraussichtlich verstärken.

Verantwortung für die Gesundheit 
der Münchner Bevölkerung 

In den deutschen Kommunen wurde 
erkannt, dass den Herausforderungen 
der Zukunft nicht mit kurzfristigen 

Strategien und sektoralen Maßnahmen 
begegnet werden kann, sondern dass 
eine integrierte Stadtentwicklungspla-
nung notwendig ist. 3 Die Perspektive 
München mit ihren Leitlinien nimmt 
als „Stadtentwicklungsplanung im 
Prozess“ diese Aufgabe wahr. 

Mit der Leitlinie Gesundheit bringt die 
Landeshauptstadt München ihr Verant-
wortungsbewusstsein für die Gesund-
heit der Bevölkerung zum Ausdruck.

Sie befasst sich mit vier  
Themenfeldern:

 �Gesundheitliche Chancengleichheit

 �Prävention und  
Gesundheitsförderung 

 �Gesundheitsförderliche Umwelt

 �Gesundheitliche Versorgung 

Diese vier Themenfelder stehen nicht 
auf einer Ebene, da Chancengleichheit 
sich als Querschnittsthema in den 
übrigen drei Themenfeldern konkre-
tisiert. Alle Themen sind miteinander 
vernetzt und beeinflussen sich gegen-
seitig. Vorangestellt sind Grundsätze 
der Münchner Gesundheitspolitik, 
die Leitbilder und Verpflichtungen 
der kommunalen Gesundheitspolitik 
aufgreifen und für alle Themenberei-
che gemeinsam geltende Grundsätze 
benennen. 

Die Leitlinie Gesundheit soll den 
fachspezifischen Entwicklungsrah-
men für die Gesundheitspolitik der 
Landeshauptstadt München für einen 
längeren Zeitraum definieren, der 
die fach- und referatsübergreifenden 
Handlungsansätze einbezieht. Sie 
übernimmt nicht die Funktion eines 
detaillierten Fachkonzepts oder Maß-
nahmenprogramms. Mit den Leitpro-
jekten wird aber deutlich gemacht, wie 
die Strategien und Leitziele beispiel-
haft umgesetzt werden können.

Gesundheit ist zur treibenden Kraft 
in der Gesellschaft geworden – 
ökonomisch, politisch und sozial, 
wie Ilona Kickbusch in ihrem Buch 
„Die Gesundheitsgesellschaft“ 1 
feststellt. Unter Anderem identi
fiziert sie dafür folgende Gründe: 

 �das öffentliche und persönliche 
Interesse an der Gesundheit hat 
stark zugenommen,

 �die Menschen leben länger und 
sind länger gesund, 

 �das Krankheitsspektrum der 
Gesellschaft hat sich signifikant 
hin zu den chronischen, zum 
Teil vermeidbaren Erkrankungen 
verschoben.

München schneidet im Vergleich 
mit anderen bundesdeutschen 
Städten in Bezug auf die Gesund-
heit der Bevölkerung und die ge-
sundheitliche Versorgung gut ab.

Dies geht auch aus der Gesund-
heitsberichterstattung für die 
Landeshauptstadt München 
hervor, nach deren Ergebnissen 
sich die Bevölkerung Münchens 
zum großen Teil gesund fühlt und 
länger lebt als der Durchschnitt 
der Bevölkerung in Bayern und 
Deutschland. 

Trotzdem gibt es in einer Groß-
stadt wie München vielfachen 
Handlungsbedarf für das öffent
liche Gesundheitswesen. 
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Die Leitlinie Gesundheit der Landes-
hauptstadt München steht in der 
Tradition einer Reihe von Leitlinien und 
Zielen zur Gesundheit in den Städten, 
allen voran der Ottawa Charta von 1986. 
München ist seit 1989 als Gründungs-
mitglied im Gesunde Städte-Netzwerk 
der Bundesrepublik Deutschland 
vertreten und bekennt sich damit zum 
WHO-Prinzip „Gesundheit für alle“. 

„Eine gesunde Stadt (nach WHO-
Definition) verbessert kontinuierlich 
die physischen und sozialen Lebens-
bedingungen und fördert die Entfal-
tung gemeinschaftlicher Aktions- und 
Unterstützungsformen; beides mit dem 
Ziel, die Menschen zu wechselseitiger 
Unterstützung in allen Lebenslagen  
zu befähigen und ihnen damit die  
maximale Entfaltung ihrer Anlagen  
zu ermöglichen.“ 

Die Landeshauptstadt München 
schließt sich auch der Einschätzung 
des Europäischen Grünbuchs „Die psy-
chische Gesundheit der Bevölkerung 
verbessern – Entwicklung einer Strate-
gie für die Förderung der psychischen 
Gesundheit in der Europäischen Union“ 
an, dass die menschliche, soziale und 
wirtschaftliche Dimension der psychi-
schen Gesundheit einen hohen Stellen-
wert in der Öffentlichkeit bekommen 
und die Förderung der seelischen 
Gesundheit ein vorrangiges Ziel in  
allen Politikbereichen werden muss. 

2005 ist die Landeshauptstadt  
München der „Europäischen Charta  
für den Schutz der Menschenrechte 
in der Stadt“ beigetreten, die auch 
das Recht auf Gesundheit und eine 
gesunde Umwelt, verbunden mit kon
kreten Zielvorgaben, enthält. 4

Im März 2007 hat die Landeshauptstadt 
München die „Aalborg Commitments“ 
unterzeichnet und damit ihre Zustim-
mung zur „Aalborg-Charta (Charta der 
Europäischen Städte und Gemeinden 
auf dem Weg zur Zukunftsbeständig-
keit)“ erneuert. In dieser heißt es: „Wir 
verpflichten uns, die Gesundheit und 
das Wohlbefinden unserer Bürgerinnen 
und Bürger zu schützen und zu ver
bessern“ 5.

In den vom Münchner Stadtrat 2003 
beschlossenen „Münchner Nach
haltigkeitszielen“ wird unter Anderem 
das Thema Gesundheit aufgegriffen: 
Gesundheitsförderung beim Nach-
haltigkeitsziel zur Lebensqualität und 
gleichberechtigter Zugang zu den 
Gesundheitsdiensten beim Ziel zur 
Chancengleichheit.

4 Vgl. Europäische Charta zum Schutz der Menschenrechte in der Stadt 2000, Art. XVII und XVIII
5 �Vgl. Aalborg+10 – Inspiring Futures 2004, 7 Kommunale Maßnahmen im Gesundheitsbereich
6 �Dieser Aufgabe widmet sich insbesondere der Gesundheitsbeirat der Landeshauptstadt München mit seinen Facharbeitskreisen
7 �Dieser Aspekt wird im Masterplan Gesundheitswirtschaft des Referates für Gesundheit und Umwelt behandelt

Vor dem Hintergrund dieser Verpflichtungen und Ziele gelten  
die folgenden Grundsätze für die Münchner Gesundheitspolitik.  
Diese beziehen sich auf alle vier Themenfelder der Leitlinie: 

Die Landeshauptstadt München

 �schützt und fördert die Gesundheit der Münchner 
Stadtbevölkerung im Zusammenwirken von indivi
dueller und kommunaler Verantwortung; 

 �orientiert sich an einem ganzheitlichen Gesundheits-
begriff, der die körperliche, seelische und soziale 
Dimension einschließt; 

 �sichert einen zukunftsfähigen Öffentlichen Gesund-
heitsdienst; 

 �begreift Gesundheit als eine Querschnittsaufgabe, 
die eine sektorenübergreifende Zusammenarbeit der 
städtischen Referate mit den gesundheitsrelevanten 
Akteuren, Institutionen und Initiativen außerhalb der 
Stadtverwaltung erfordert; 6

 �unterstützt die Bevölkerung dabei, ihre Gesundheits-
kompetenzen zu stärken und ein eigenverantwort
liches und selbst bestimmtes Leben zu führen;

 �beachtet bei allen gesundheitspolitischen Konzepten 
die Bedeutung von sozialer Lage, kultureller  
Herkunft, Aufenthaltsstatus, Lebensphase und  
Lebenssituation, Minderheitenstatus, Alter,  
Geschlecht und sexueller Identität;

 �verpflichtet sich in ihrer Gesundheitspolitik dem Ziel 
der Nachhaltigkeit;

 �bringt die kommunalen Interessen in Gesetzge-
bungsverfahren und die Gesundheit betreffende 
Initiativen auf nationaler und europäischer Ebene ein; 

 �fördert im Rahmen ihrer Möglichkeiten die Entwick-
lung des Gesundheitssektors im Wirtschaftsraum 
München 7.
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8 �Vgl. Themenfeld Prävention und Gesundheitsförderung sowie Versorgung
9 �Vgl. Themenfeld Prävention und Gesundheitsförderung
10 �Vgl. Themenfeld Gesundheitsförderliche Umwelt
11 ���Vgl. u.A. Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung, Lebenslagen in Deutschland, zweiter Armutsbericht 2005; Geene R. et al. 2001 (Hrsg.):  

Armut macht krank, Berlin 2001; Mielck A.: Soziale Ungleichheit und Gesundheit, Bern, Göttingen 2000; Referat für Gesundheit und Umwelt (Hrsg.):  
Soziale Ungleichheit, Armut und Gesundheit in München, Gesundheitsberichterstattung für die Landeshauptstadt München 2006

12 ���Indikatoren für soziale Benachteiligung sind u.a. niedriges Einkommen, niedriger beruflicher Status, niedrige Schulbildung und schwierige  
Lebenslagen der Betroffenen.

3.1 Gesundheitliche Chancengleichheit

Kernaussage

Die Gesundheitspolitik der Landes-
hauptstadt München orientiert sich am 
WHO-Ziel „Gesundheit für alle“ und 
leistet einen Beitrag zu mehr gesund-
heitlicher Chancengleichheit für ihre 
Stadtbevölkerung.

Gesundheitliche Chancengleichheit 
meint gleiche Möglichkeiten, gesund 
zu sein, gesund zu bleiben und gesund 
zu werden, unabhängig von sozio-öko-
nomischem Status, kultureller Zuge-
hörigkeit, Minderheitenstatus, Alter, 
Geschlecht und sexueller Identität.

Die Voraussetzungen zur Erhaltung 
und Wiedererlangung der Gesundheit 
werden insbesondere für die Men-
schen verbessert, die mit erhöhten 
gesundheitlichen Risiken leben. 

Die Schaffung von Chancengleichheit 
ist zentrales Element einer gesund-
heitsförderlichen Gesamtpolitik und ist 
handlungsleitend für alle drei weiteren 
Themenfelder der Leitlinie Gesundheit. 

Begründung

Die individuellen Bedingungsfaktoren 
von Gesundheit und Krankheit sind 
in engem Zusammenhang mit der 
sozialen Lage zu sehen, in der sich ein 
Mensch befindet. Die wesentlichen 
Aspekte der sozialen Lage sind Bil-
dung, Einkommen, Stellung im Beruf 
(zusammengefasst als sozio-ökono-
mischer Status) sowie Migrations-
hintergrund, kulturelle Zugehörigkeit, 
Lebensphase und Geschlecht.

Armut und soziale Benachteiligung 
machen krank

In der gesundheitswissenschaftlichen 
Diskussion ist heute Konsens, dass 
gesundheitliche Ungleichheit in enger 
Verbindung mit Armut und sozialer 
Ungleichheit steht; dies zeigt sich 
sowohl in den Krankheits- wie in den 
Sterblichkeitsraten 11. Ein niedriger 
sozio-ökonomischer Status führt zwar 
nicht zwangsläufig zu schlechterer 
Gesundheit, vielmehr spielen die 
persönlichen und sozialen Ressour-
cen der Person, der Familie und des 
sozialen Netzwerkes eine moderieren-
de Rolle. Die Lebenssituation sozial 
Benachteiligter 12 zeichnet sich jedoch 
i.d.R. durch geringere persönliche und 
soziale Ressourcen wie z.B. niederer 
Bildungsstand, niederes Einkommen, 
defizitäres Wohnumfeld und höhere 
gesundheitliche Belastungen (u.a. am 
Arbeitsplatz) aus.  

Leitlinien

 �Die Landeshauptstadt München ermöglicht allen Menschen, die in München wohnen, den Zugang zu einer 
umfassenden und adäquaten gesundheitlichen Prävention und Versorgung, unabhängig von ihrem sozialen 
Status, ihren finanziellen Möglichkeiten sowie unabhängig von kultureller Zugehörigkeit, Minderheitenstatus, 
Alter, Geschlecht und sexueller Identität. 8

 �Die Landeshauptstadt München richtet ihre Angebote zur kommunalen Gesundheitsförderung und Prävention 
vor allem auf die Menschen aus, die von gesundheitlicher und sozialer Benachteiligung betroffen sind; diese 
werden gezielt unterstützt und in ihren Ressourcen für einen gesundheitsförderlichen Lebensstil gestärkt. 9

 �Die Landeshauptstadt München ergreift Maßnahmen vor allem dort, wo sich soziale und umweltbedingte 
Benachteiligungen und Risiken häufen, um die Belastungen der Bevölkerung zu verringern und damit ihre 
gesundheitlichen Chancen zu verbessern. 10 

 �Die Landeshauptstadt München wird der Vielfalt der Bedürfnisse und Bedarfe im Gesundheitsbereich gerecht, 
indem die Grundsätze der allgemeinen Gleichstellung, insbesondere die Strategien des Gender Mainstreaming 
sowie der interkulturellen Orientierung und Öffnung in den Strukturen und Angeboten umgesetzt werden.
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Die individuellen Bewältigungsstrate-
gien gehen zudem häufig mit riskan-
terem Gesundheitsverhalten und 
geringerer Inanspruchnahme präven-
tiver Leistungen einher. Gleichzeitig 
sind die präventiven Leistungen nicht 
ausreichend auf sozial benachteiligte 
Bevölkerungsgruppen, ihre Möglich-
keiten und ihr Inanspruchnahmever-
halten ausgerichtet. Der Zugang zum 
gesundheitlichen Versorgungssystem 
ist häufig zu hochschwellig und zu kos-
tenintensiv, Wege und Hilfsangebote 
sind zu wenig bekannt. 

Besonders von Armut betroffen sind in 
München alte Menschen (hierbei ein 
zunehmender Anteil mit Migrations-
hintergrund), Alleinerziehende sowie 
Kinder und Jugendliche, deren Eltern 
über kein ausreichendes Einkommen 
verfügen. 13 Arbeitslosigkeit ist eine 
Hauptursache von Armut. Die damit 
verbundenen psychosozialen Belastun-
gen verstärken das Gesundheitsrisiko 
zusätzlich. Dies betrifft vor Allem Lang-
zeitarbeitslose, besonders junge und 
ältere Männer. Eine weitere Zielgruppe 
sind Jugendliche ohne Schulabschluss 
und berufliche Perspektive.

Bundesweit zeigt sich, dass sozial 
bedingte ungleiche Gesundheitschan-
cen bereits im Kindesalter festzu-
stellen sind. Ob bei Fehlernährung, 
Übergewicht, Bewegungsmangel, 
Suchtmittelmissbrauch oder psycho-
somatischen Auffälligkeiten, sämtliche 
Risikofaktoren und gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen treten bei Kindern 
und Jugendlichen aus sozial benach-
teiligten Familien überproportional 
häufig auf. Die einzige Ausnahme 
bilden Allergien, bei denen der soziale 
Gradient umgekehrt ist. 14 Auch hier 
gilt: Wie Kinder und Jugendliche eine 
benachteiligte Lebenslage verarbeiten 
und welche gesundheitlichen Aus-
wirkungen diese hat, hängt u.a. von 
dem Rückhalt und der Unterstützung 
ab, die sie erfahren, zum Beispiel in 
der Familie, im Freundeskreis, in der 
Kindertagesstätte, Schule oder in 

Vereinen. Insofern kann eine wirksame 
Gesundheitsförderung bei Kindern und 
Jugendlichen zur Kompensation sozia-
ler Benachteiligung beitragen. 

Krankheit und Behinderung  
führen zu sozialer Benachteiligung 
und Armut 

Der Wirkungszusammenhang - soziale 
Benachteiligung und Armut führen zu 
Krankheit - greift auch in umgekehrter 
Richtung: Krankheit kann zu Erwerbs-
losigkeit, Armut und zur Verringerung 
der Teilhabemöglichkeiten in der Ge-
sellschaft führen. Besonders gefährdet 
sind chronisch Kranke und behinderte 
Menschen, die häufig von sozialer 
Isolation bedroht sind. Sie sind in ihren 
Entwicklungs- und Bildungschancen 
sowie im Erwerbsleben deutlich ein-
geschränkt und dauerhaft auf gesund-
heitliche Leistungen angewiesen. Sie 
sind zudem durch die zurückliegenden 
Sozialreformen (Leistungsausgren-
zungen und Zuzahlungen) besonders 
belastet worden. 

Unter den Ursachen für Arbeitsunfä-
higkeit und verminderte Erwerbsfä-
higkeit ist der Anteil der psychischen 
Erkrankungen in den letzten Jahren 
kontinuierlich angestiegen.(Depressio-
nen gehören hierbei zu den häufigsten 
Einzeldiagnosen). Schwere psychische 
Erkrankungen oder Suchtkrankheiten 
gehen häufig mit einer Kumulation 
existenzieller Nöte, wie z.B. Arbeits-
losigkeit, sozialer Ausgrenzung und 
Stigmatisierung einher bis hin zu dro-
hender Obdachlosigkeit und Verelen-
dung. Der Bedarf an gesundheitlichen 
Leistungen und psychosozialer Un-
terstützung ist bei dieser Zielgruppe – 
auch aufgrund von Folgeerkrankungen 
– besonders hoch und erstreckt sich 
zusätzlich auf Unterstützungsangebote 
für Angehörige und Personen aus dem 
engen Freundeskreis. 

13 ���Vgl. Landeshauptstadt München, Sozialreferat (Hrsg.) Münchner Armutsbericht 2007, München, 2008
14 ���Vgl. Robert Koch Institut (Hrsg.): Armut bei Kindern und Jugendlichen, Gesundheitsberichterstattung des Bundes, Heft 4, 2005:  

Bundesgesundheitsblatt, Band 50, Heft 5/6, Ergebnisse der Kinder- und Jugendgesundheitssurveys (KIGGS). 2007
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Interkulturelle Unterschiede

Ein Migrationshintergrund, als wei-
terer Aspekt der sozialen Lage, 
bedeutet nicht per se ein höheres 
gesundheitliches Risiko. Migranten 
und Migrantinnen bilden eine sehr 
heterogene Gruppe von Menschen, 
die z.B. als Asylbewerber, Arbeitsmi-
grant/innen oder als dritte Generation 
mit deutschem Pass bei uns leben. 
Es muss vor allem dann von einem 
hohen Risiko-Potential ausgegangen 
werden, wenn ein niedriger sozio-öko-
nomischer Status mit den besonderen 
Belastungen von Migrantinnen/Mig-
ranten zusammen trifft (z.B. infolge 

von Sprachschwierigkeiten, Informati-
onsdefiziten und ausländerrechtlichen 
Rahmenbedingungen). Flüchtlinge sind 
zusätzlich durch die traumatischen 
Vorerfahrungen und eingeschränk-
ten Zugang zum Gesundheitswesen 
belastet.

Angehörige verschiedener Ethnien und 
Kulturen haben häufig unterschiedliche 
Erklärungsmuster und Bewältigungs-
strategien für Gesundheit und Krank-
heit, zudem ist ihnen das deutsche 
Gesundheitswesen oft fremd oder 
unverständlich. Die hierin begründeten 
Zugangsbarrieren führen u.a. zu einer 
geringeren Inanspruchnahme von 

Vorsorgeleistungen im Kindes- und 
Erwachsenenalter und verhindern da-
mit eine mögliche Früherkennung von 
gesundheitlichen Störungen. 15

Strategien der interkulturellen Orien-
tierung und Öffnung von Diensten und 
Einrichtungen des Gesundheitswe-
sens 16 sowie gezielte Angebote der 
Gesundheitsförderung für Migrantin-
nen und Migranten zielen darauf ab, 
die strukturelle Benachteiligung dieser 
Bevölkerungsgruppen zu überwinden.

15 ���Vgl. Zeeb H., Epidemiologische Studien in der Migrationsforschung, Bundesgesundheitsblatt Gesundheitsforschung-Gesundheitsschutz,  
Heft 9, 2006; Referat für Gesundheit und Umwelt (Hrsg.) Gesundheit von Migrantinnen und Migranten in München, Gesundheitsberichterstattung  
für die Landeshauptstadt München, 2005

16 Vgl. Landeshauptstadt München, Sozialreferat (Hrsg.): Interkulturelles Integrationskonzept, München 2008
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Unterschiede zwischen Frauen  
und Männern

Die unterschiedlichen Chancen von 
Frauen und Männern, ihre gesund-
heitlichen Potenziale optimal zu 
entfalten, müssen differenziert 
betrachtet werden. Frauen und 
Männer unterscheiden sich in ihrer 
Lebenserwartung, ihrem Krankheits- 
und Sterblichkeitsgeschehen sowie 
ihrem Gesundheits- und Krankheits-
verhalten 17. Neben genetischen und 
biologischen Faktoren kommen hier 
soziale und ökonomische Ungleich-
heiten (z.B. erhöhtes Armutsrisiko 
von Frauen, v.a. allein Erziehenden), 
unterschiedliche Gesundheitsrisiken 

(z.B. häufiger gefährliche Arbeitsplät-
ze bei den Männern, häusliche Ge-
walt für Frauen) sowie geschlechts
spezifische Verhaltensmuster (z.B. 
geringere Inanspruchnahme von Vor
sorgeuntersuchungen durch Männer) 
zum Tragen. 

Der Abbau der gesundheitlichen 
Ungleichheit zwischen den Ge-
schlechtern erfordert einen neuen 
gesellschaftlichen Konsens: Die 
Alleinzuständigkeit von Frauen für 
die Bedürfnisse der Familie ist zu 
überwinden und neue Modelle der 
Männlichkeit unter Einschluss von 
Fürsorge für sich selbst und andere 
sind zu entwickeln.

Die überkommenen Geschlechtsrol-
lenmuster prägen bislang auch die 
Kommunikation zwischen dem traditi-
onellen Gesundheitssystem und den 
Patientinnen/Patienten und erschwe-
ren damit eine adäquate Gesund-
heitsförderung und -versorgung. Die 
Berücksichtigung der Ergebnisse der 
Gender- und Frauengesundheitsfor-
schung liegt im Interesse von Frauen 
und Männern und ist eine wichtige 
Voraussetzung zur Überwindung der 
geschlechtsbezogenen gesundheitli-
chen Ungleichheit.

17 �Vgl. Trojan A./Legewie H.: Nachhaltige Gesundheit und Entwicklung, Leitbilder, Politik und Praxis der Gestaltung gesundheitsförderlicher Umwelt-  
und Lebensbedingungen, Frankfurt 2001, Gesundheitsbeirat der Landeshauptstadt München (Hrsg.): „G’sund samma!?“ Männergesundheit in München, 
Dokumentation der Gesundheitskonferenz, München 2005, Robert Koch Institut (Hrsg.): Gesundheit von Frauen und Männern im mittleren Lebensalter, 
2006

Nur durch eine enge Verzahnung der Bereiche Gesundheit, Bildung  
und Soziales können die Voraussetzungen für gleiche Gesundheits- 
und Teilhabechancen geschaffen werden. 

In den vorgenannten Gruppen muss nicht automatisch 
ein Interventionsbedarf vorhanden sein. Bei einer 
Kumulation der Belastungsfaktoren ergibt sich jedoch 
ein gesteigerter Bedarf an gezielten gesundheits
förderlichen Maßnahmen. 

Es ist eine genuine Aufgabe des Öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes, diesen Bedarf im Interesse der ge-
sundheitlich und sozial Benachteiligten aufzugreifen, 
Zugangsbarrieren zum gesundheitlichen Versorgungs-
system abzubauen und – sofern keine geeigneten 
Angebote vorhanden sind – eigene Maßnahmen zur 

Gesundheitsförderung durchzuführen. Diese können 
nur dann erfolgversprechend sein, wenn sie an der 
Lebenswelt und den Möglichkeiten der Betroffenen 
ansetzen, niederschwellig (aufsuchend, möglichst 
kostenlos, ggf. muttersprachlich) angeboten werden 
sowie kulturelle und geschlechtsbezogene Aspekte 
integrieren. 

Die Strategien des Gender Mainstreaming sowie der 
interkulturellen Orientierung und Öffnung sind dauer-
hafte Bestandteile des Qualitätssicherungsprozesses 
und der Personal- und Organisationsentwicklung der 
Landeshauptstadt München.

Fazit
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Kernaussage

Die Landeshauptstadt München räumt 
der Prävention und Gesundheitsförde-
rung einen hohen Stellenwert ein. 

Zivilisationskrankheiten, zivilisations-
bedingte Gesundheitsrisiken sowie 
psychische Störungen bereits im 
Kindesalter verdeutlichen die Dringlich-
keit einer frühzeitigen Prävention und 
Gesundheitsförderung. 

Investitionen in Gesundheitsförderung 
und Prävention sind nicht nur ein Kos-
tenfaktor, sondern können auch eine 
Minderung von krankheitsbedingten 
Ausgaben bewirken. 

Wichtige Grundprinzipien in der Ge-
sundheitsförderung sind Partizipation, 
Empowerment und Lebensweltorien-
tierung.

Die kommunalen Aktivitäten zielen 
sowohl auf die Förderung von gesun-
den Lebensweisen wie auch auf die 
Verbesserung gesundheitsrelevanter 
Lebensbedingungen. 

Begründung

Prävention und Gesundheitsförderung 
sind zwei sich ergänzende Strate
gien. 18 Prävention hat das Ziel, durch 
gezielte Maßnahmen Krankheiten zu 
verhüten bzw. das Auftreten gesund-
heitlicher Schädigungen zu verzögern; 
dazu zählen auch die Maßnahmen des 
Gesundheitsschutzes. Gesundheitsför-
derung zielt einerseits auf die Beein-
flussung der individuellen Ressourcen 
und Kompetenzen zur Verbesserung 
der Gesundheit ab, andererseits auf 
die Mitgestaltung der ökonomischen, 
sozialen, ökologischen und kulturellen 
Verhältnisse, um gesundes Leben zu 
ermöglichen. 

In der Gesundheitsförderung kommt 
der Beteiligung der Betroffenen bei 
der Planung und Durchführung von 
Projekten und Maßnahmen ein hoher 
Stellenwert zu (Partizipation). Geeigne-
te Maßnahmen und Strategien sollen 
die Betroffenen in die Lage versetzen, 
ihre Interessen selbstverantwortlich 
und selbstbestimmt zu vertreten (Em-
powerment). Die jeweiligen Lebens-, 
Arbeits-, Wohn- und Umweltbedingun-
gen werden dabei mit berücksichtigt 
und gestaltet (Lebensweltorientierung, 
Setting-Ansatz). 

Gesundheitsförderung für alle 

In den Ländergesetzen zur Öffentli-
chen Gesundheit wurde Gesundheits-
förderung als wichtige Aufgabe des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes fest-
gelegt. Die Umsetzung dieser Aufgabe 
erfordert sowohl strukturelle als auch 
zielgruppenbezogene Angebote. 

Neben Maßnahmen im Bereich  
Wohnen, Verkehr, Grünflächen usw. 
(vgl. Themenfeld „Gesundheitsförder
liche Umwelt“) unterstützt die Landes-
hauptstadt München Anstrengungen 
zur Verbesserung der gesundheitlichen 
Situation am Arbeitsplatz für alle  
Erwerbstätigen. 

Die Stadtverwaltung München legt als 
Arbeitgeberin besonderen Wert auf 
die ihr zukommende Verantwortung 
hinsichtlich gesundheitsförderlicher 
Arbeitsverhältnisse für ihre Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter. Dafür hat 
die Stadt München im Personal- und 
Organisationsreferat ein Betriebliches 
Gesundheitsmanagement eingerich-
tet, dessen Ziel es ist, dauerhaft und 
flächendeckend gesunde Organisa-
tionsformen und Arbeitsprozesse zu 
schaffen. Ergänzend wird das gesund-
heitsförderliche Verhalten der Beschäf-
tigten unterstützt. Beide Ansätze, 
verhältnis- und verhaltensbezogene 
Prävention und Gesundheitsförderung, 
sind entscheidende Erfolgsfaktoren 
einer nachhaltigen Personalpolitik, die 
letztlich auch der Bevölkerung zugute 
kommt.

3.2 Prävention und Gesundheitsförderung 

Leitlinien

 �Die Landeshauptstadt München gestaltet in ihrem Verantwortungs-
bereich die Lebensbedingungen so, dass eine gesundheitsförderliche 
Lebensweise der Stadtbevölkerung erleichtert und unterstützt wird.

 �Die Landeshauptstadt München unterstützt Maßnahmen und  
Angebote, die zum Ziel haben, die Gesundheitskompetenzen der Stadt-
bevölkerung zu stärken und diese zu verantwortlichem  
gesundheitsförderlichen Verhalten zu befähigen. 

 �Die Landeshauptstadt München setzt in der Prävention und Gesund
heitsförderung einen besonderen Schwerpunkt bei Kindern und Jugend
lichen, die von Armut und sozialer Benachteiligung betroffen sind. 

 �Die Landeshauptstadt München baut präventive Angebote für ältere 
und alte Menschen aus.

18 �Zur Definition vgl. BZgA Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (Hrsg.), Leitbegriffe der Gesundheitsförderung, 6. Auflage 2006
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Darüber hinaus sieht die Landes-
hauptstadt München eine Aufgabe 
darin, Netzwerke zu initiieren oder zu 
fördern, um gemeinsam mit anderen 
Akteuren Verbesserungen der Arbeits-
bedingungen zu erreichen. Gezielter 
Aufmerksamkeit bedarf die Situation 
von Beschäftigten im Niedriglohnsek-
tor (z.B. auch der Menschen, die ohne 
gültige Papiere in München leben), 
deren Arbeitsplätze häufig besonders 
gesundheitsgefährdend sind. 

Die Landeshauptstadt München bietet 
selbst und in Kooperation mit freien 
Trägern und Initiativen ein breites 
Spektrum an Informationen und 
Beratungen, Sport- und Bewegungs-
programmen, Gesundheitschecks 
u.a.m. an, die allen Menschen in 
München offen stehen. Wo möglich 
werden diese wohnortnah in Schulen, 

Mütter-, Stadtteil- sowie Alten- und 
Service-Zentren zur Verfügung gestellt. 
Eine wichtige Herausforderung für 
die Landeshauptstadt München ist 
es, bestimmte Zielgruppen besser zu 
erreichen, zum Beispiel Frauen mit 
Migrationshintergrund, Jugendliche 
oder alte Menschen.

Einen Schwerpunkt setzt die Landes-
hauptstadt München bei gesunder 
Ernährung. Durch die Zusammenarbeit 
vieler Akteurinnen und Akteure in der 
Stadtverwaltung, der Gastronomie 
und dem Ernährungshandel im Projekt 
Biostadt München wird das Angebot 
an gesunder und biologischer Ernäh-
rung für alle Bürgerinnen und Bürger 
erweitert. Bis zum Jahr 2010 sollen im 
Kindergarten- und Schulbereich 50 % 
der Ernährungsangebote auf Bio um-
gestellt sein. (Vgl. Leitprojekt Nr. 2).

Gesundheit zugänglich machen

Der Gesundheitszustand von Men-
schen hängt auch davon ab, inwie-
weit es ihnen möglich ist, die für sie 
gesundheitsrelevanten Angebote in 
Anspruch nehmen zu können. Infor-
mation ist dafür die erste Vorausset-
zung. Das Referat für Gesundheit 
und Umwelt der Landeshauptstadt 
München informiert auf Internetseiten, 
in Broschüren und Veranstaltungen 
über wichtige Gesundheitsthemen und 
-aktionen für alle Bevölkerungsgruppen 
und baut diese Informationsangebote 
kontinuierlich aus. 
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Es gibt jedoch Bevölkerungsgruppen, 
die mit Printmedien oder Internet nicht 
erreicht werden. Um diese ansprechen 
zu können, sind verschiedene Heran-
gehensweisen erforderlich. Ein Weg 
führt über Schlüsselpersonen in Verei-
nen und Organisationen, ein anderer 
über aufsuchende Angebote wie z.B. 
präventive Hausbesuche. Zusätzlich 
können einzelne Vertreterinnen und 
Vertreter einer Zielgruppe zu wichtigen 
Multiplikatorinnen und Multiplikatoren 
fortgebildet werden. Beispiele hierfür 
sind der „peer to peer“-Ansatz, bei 
dem Jugendliche von Jugendlichen 
beraten werden oder das Projekt MiMi 
(Mit MigrantInnen für MigrantInnen), 
bei dem interkulturelle Gesundheits-
mediatorinnen und -mediatoren 
muttersprachliche Informationsver-
anstaltungen zu Gesundheitsthemen 
durchführen. 

Weitere Strategien zur Verringerung 
von Zugangsbarrieren sind stadtteil- 
bzw. sozialraumbezogene Ansätze, die 
an der Lebenswelt der Bevölkerung 
und insbesondere an ihrer Bereitschaft 
anknüpfen, selbst in ihrem direk-
ten Umfeld tätig zu werden. Erfolg 
versprechend sind gesundheitsförder-
liche Angebote an Orten des Alltags 
wie Kindertagesstätten, Schulen, 
Mütterzentren und in speziellen 
niedrigschwelligen Einrichtungen wie 
der städtischen Gesundheitsbera-
tungsstelle Hasenbergl im Verbund mit 
Netzwerkbildung. Unterstützt werden 
diese Ansätze auch durch die Arbeit 
von Selbsthilfegruppen, in denen sich 
Rat Suchende gegenseitig Hilfe an-
bieten und in schwierigen Situationen 
begleiten.

1999 wurde das Bund-Länder-Pro
gramm „Stadt- und Ortsteile mit 
besonderem Entwicklungsbedarf – die 
soziale Stadt“ gestartet. Der sozial-
raumbezogene Ansatz versucht, der 
zunehmenden sozialen und räumlichen 
Spaltung in den Städten entgegen zu 
wirken. In den Programmgebieten 
leben überdurchschnittlich viele sozio-
ökonomisch benachteiligte und damit 
arme Haushalte. Die Landeshauptstadt 
München unterstützt dort gezielt die 
stadtteilorientierte Gesundheitsförde-
rung im Sinne des Setting-Ansatzes, 
um die gesundheitlichen Risiken der 
Bevölkerung in diesen Gebieten zu 
senken und bessere Möglichkeiten 
dafür zu schaffen, dass die Menschen 
in ihrem Wohnbereich gesund leben 
und gesund alt werden können (siehe 
Leitprojekt Nr. 3).
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Gesundheitsfördernde Maßnahmen 
können dann nachhaltig verankert 
werden, wenn die Menschen diese in 
ihrem alltäglichen Leben aufgreifen. 
In diesem Prozess des Lernens sind 
immer wieder Anstöße und Unter-
stützung notwendig. Hier bietet sich 
der Weg über Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren: Durch die gezielte 
Schulung von Fachkräften können 
die Inhalte der Gesundheitsförderung 
in die Lebenswelten der Zielgrup-
pen (z.B. Kindertagesstätte, Schule, 
Nachbarschaft) transportiert und 
Kooperationspartnerinnen und -partner 
gewonnen werden. Zum Beispiel  
werden im Bereich der frühzeitigen 
Suchtprävention pädagogische Fach-
kräfte wie Erzieher/innen, Sozialpä
dagogen/innen, Psychologen/innen 
oder Lehrer/innen zu verschiedenen 
Themen der Suchtprävention, Er
nährung, Medienkompetenz oder 
Bewegung weitergebildet. 

Um auch Migrantinnen und Migranten 
Gesundheitsförderung und Prävention 
zugänglich zu machen, werden – wo 
nötig – zusätzlich muttersprachliche 
Angebote gemacht.

Präventions- und Gesundheitsförde-
rungsmaßnahmen müssen künftig 
auch stärker auf die Bedürfnisse der 
Menschen ausgerichtet werden, die 
aufgrund eingeschränkter kognitiver 
Fähigkeiten, psychischer Verfassung 
oder Behinderung nicht oder nur 
schwer in der Lage sind, Kontakt-
schwellen bzw. Zugangsbarrieren zu 
überwinden. 

Gesund aufwachsen

Gesundheitsrelevante Verhaltens-
weisen bilden sich bereits im frühen 
Lebensalter ebenso wie viele Risiko-
faktoren für schwerwiegende Erkran-
kungen im Erwachsenenalter. 

Aktuelle Studien belegen die Zunah-
me gesundheitsschädigender Ver-
haltensweisen und gesundheitlicher 
Beeinträchtigungen im Kindes- und 
Jugendalter. Hervorzuheben sind hier 
vor allem ungesunde Ernährung und 
Übergewicht, Mangel an Bewegung 
und Defizite in der körperlichen Leis-
tungsfähigkeit, Asthma und Allergien, 
hoher Medienkonsum, Suchtgefähr-
dung, Verhaltensstörungen und psy-
chische Auffälligkeiten. 19 Zunehmend 
erkannt werden auch die negativen 
Auswirkungen von häuslicher Gewalt 
auf die Gesundheitschancen der mit 
betroffenen Kinder.

Kommunale Gesundheitsförderung hat 
daher zum Ziel, die gesunde körperli-
che, seelische und soziale Entwicklung 
von frühester Kindheit an zu fördern 
und die hierfür erforderlichen Rahmen-
bedingungen zu schaffen. 20 Dieser 
Auftrag erfordert ein Zusammenwirken 
aller städtischen Referate und stellt 
sich insbesondere dem Gesundheits- 
und Bildungsbereich 21 sowie der 

Kinder- und Jugendhilfe. Eine enge 
Kooperation zwischen Öffentlichem 
Gesundheitsdienst und Kindertages-
stätten sowie Schulen als zentralen 
Orten, an denen Kinder und Jugendli-
che wie auch deren Eltern erreicht und 
angesprochen werden, ist von grund
legender Bedeutung für die Wirksam-
keit aller Maßnahmen. Ebenso wichtig 
ist die gelungene Vernetzung mit den 
nicht-städtischen Akteuren, freien 
Trägern und Initiativen.

Im Sinne einer Stärkung der Gesund-
heitsressourcen am Lebensanfang ist 
es wichtig, den Müttern und Vätern 
bereits ab der Schwangerschaft und 
in der Phase rund um die Geburt un-
terstützende Angebote zugänglich zu 
machen. Diese reichen von Schwan-
gerenvorsorge, Hebammenhilfe, 
gesundheitlicher und psychosozialer 
Beratung bis zu Früher Förderung im 
Kleinkindalter. Auf diesem Fundament 
bauen spätere Angebote für Kinder 
und Jugendliche aller Altersstufen auf. 

19 �Vgl. Bundesgesundheitsblatt, Band 50, Heft 5/6, Ergebnisse der Kinder- und Jugendgesundheitssurveys (KIGGS). 2007
20 �Vgl. Landeshauptstadt München, Sozialreferat (Hrsg.): Leitlinie Kinder- und Familienpolitik, Kap. 3.6
21 �Vgl. Bayerisches Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen sowie Staatsinstitut für Frühpädagogik: Der Bayerische Bildungs- und 

Erziehungsplan für Kinder in Tageseinrichtungen bis zu Einschulung, 2. Auflage, Weinheim, Basel 2005





Wichtige Themen der Gesundheitsför-
derung bei Kindern und Jugendlichen, 
die in den Projekten und Angeboten 
der Landeshauptstadt München sowie 
der freien Träger und Initiativen 
aufgegriffen werden, sind z.B.: 
Gesunde Ernährung, Bewegung und 
Entspannung, Sexualität, Gewalt- und 
Suchtprävention. Anknüpfend an den 
Alltag, den Lebensstil und die Ressour-
cen der jeweiligen kulturellen Herkunft 
der Mädchen und Jungen bzw. jungen 
Frauen und Männer, werden diese 
ermutigt, sich mit den verschiedenen 
Aspekten des Gesundheitsverhaltens 
interaktiv auseinander zu setzen, um 
ihnen letztlich die Entscheidung für 
einen verantwortlichen, gesundheits-
förderlichen Lebensstil zu erleichtern 
(vgl. z.B. sexualpädagogische Ange
bote der Schwangerenberatungsstel-
len und Jugendeinrichtungen, das 
Grundschulprojekt Klasse 2000, das 
Kooperationsprojekt „Fit & Gut 
drauf“). Ein zentraler Baustein bei 
vielen Maßnahmen und Projekten ist 
die Bewegungsförderung, die z.B. 
beim „Bewegungskindergarten“ und 
der „Bewegten Schule“ im Mittel-
punkt steht und für alle Altersstufen 
noch weiter ausgebaut werden soll.

Gesundheitsförderung stärkt die per-
sonalen Ressourcen (z.B. körperliche 
Fitness), die sozialen Kompetenzen 
(z.B. Konfliktfähigkeit) der Kinder und 
Jugendlichen und dient damit der 
gesunden körperlichen und seelischen 
Entwicklung. Angesichts der Zunahme 
psychischer Auffälligkeiten bereits 
im Kindesalter muss darüber hinaus 
die gezielte Prävention psychischer 
Störungen im Kindes- und Jugendalter 
verbessert werden: 

Ressourcen für die psychische Ge-
sundheit der Kinder und Jugendlichen 
müssen gestärkt, Entwicklungskrisen 
und -störungen wahrgenommen und 
aufgefangen, manifeste psychische 
Störungen möglichst früh erkannt und 
richtig behandelt werden. Gefordert 
sind u.a. zielgruppenspezifische Infor-
mation und Aufklärung, niederschwel-
lige Beratung, mehr Transparenz und 
nicht zuletzt auch Qualifizierung der 
pädagogischen Fachkräfte, die im Um-
gang mit den psychischen Problemen 
der Kinder und Jugendlichen oftmals 
überfordert sind. Wichtig ist in diesem 
Zusammenhang die Verbesserung 
der Kooperation und Vernetzung der 
zuständigen Kosten- und Leistungs-
träger.

Der Öffentliche Gesundheitsdienst 
fokussiert und erweitert seine fach-
übergreifend vernetzten Arbeitsan-
sätze vor allem im Hinblick auf sozial 
benachteiligte Kinder und Jugendliche, 
die, insbesondere wenn sie von Armut 
betroffen sind, in der Regel mit höhe-
ren gesundheitlichen Risiken leben 
und gleichzeitig von den gängigen Vor-
sorgeangeboten nicht so gut erreicht 
werden.

Unter den Angeboten des Öffentlichen 
Gesundheitsdienstes sind in diesem 
Zusammenhang besonders die Haus-
besuche durch die Kinderkranken-
schwestern bei Familien mit Säuglin-
gen und Kleinkindern hervorzuheben. 
Dieses niederschwellige aufsuchende 
Beratungsangebot kommt gezielt 
gefährdeten oder benachteiligten 
Kindern aus Familien mit und ohne 
Migrationshintergrund zu Gute. Die 
Untersuchungen aller Kinder einer 
Jahrgangsstufe anlässlich der Einschu-
lung leisten einen Beitrag zum Abbau 
gesundheitlicher Risiken insbesondere 
bei den Kindern, deren Eltern die kin-
derärztlichen Vorsorgeuntersuchungen 
unzureichend wahrnehmen. Auch für 
die Zahngesundheit der Kinder sind 
Zusammenhänge mit sozialen Fakto-
ren und niedrigem Bildungsstand der 
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Eltern belegt. Bei der zahnärztlichen 
Betreuung in Kindertagesstätten, 
Grund- und Förderschulen werden 
daher insbesondere Einrichtungen mit 
überdurchschnittlicher Kariesprävalenz 
berücksichtigt. 

In den schulärztlichen Sprechstunden 
werden Kinder und Jugendliche mit 
gesundheitlichen Problemen und 
Schulfehlzeiten durch die verbes-
serte Kooperation mit Schule und 
Jugendamt vermehrt erreicht und die 
Möglichkeiten zur Prävention werden 
verstärkt genutzt. Haupt- und Förder-
schüler/innen haben einen besonderen 
Bedarf. Um diese zu erreichen sind 
niederschwellige Angebote vor Ort 
erforderlich. Schulärztinnen müssen in 
den Schulen regelmäßig präsent sein 
und eng mit der Schule (Lehrerschaft, 
Schulsozialarbeit, Schulpsychologi-
scher Dienst), Eltern, niedergelasse-
nen Ärzten/innen sowie Therapeuten/
innen zusammenarbeiten. Dieser inter-
disziplinäre Ansatz wird als kommuna-
les Kooperationsprojekt mit dem ÄKBV 
(Ärztlicher Kreis- und Bezirksverband 
München) umgesetzt (vgl. Leitprojekt 
Nr. 4)

Besonders gefährdet sind Kinder, die 
Gewalt in der Familie erleben sowie 
Kinder von suchtkranken oder psy-
chisch kranken Eltern. Diese Kinder 
bedürfen eines besonderen Schutzes 
und tragender Netzwerke, die die 
verbindliche Kooperation aller tan-
gierten sozialen und medizinischen 
Dienste und Einrichtungen erfordert. 
Die Landeshauptstadt München hat 
in Kooperation mit freien Anbietern 
der Gesundheits- und Jugendhilfe ein 
differenziertes Kooperationsnetzwerk 
für Kinder und ihre suchtkranken 
Eltern entwickelt (www.muenchen.
de/hilfenetzwerk). Eine Kooperations-
vereinbarung im Bereich der Familien 
mit psychisch kranken Eltern wird 
erarbeitet.

Darüber hinaus hat die Landeshaupt-
stadt München referatsübergreifend 
ein speziell auf die Münchner Verhält-
nisse zugeschnittenes soziales Früh-
warnsystem – das Münchner Modell 
der Früherkennung und Frühen Hilfen 
für psycho-sozial hoch belastete Fami-
lien – entwickelt, das stufenweise im-
plementiert wird. Ziel ist, alle Familien 
mit Kindern bis 3 Jahren mit Risiken 
für Vernachlässigung und Misshand-
lung zu erkennen und zu unterstützen, 
damit krisenhaften Entwicklungen 

frühzeitig entgegengesteuert werden 
kann. Alle Akteurinnen und Akteure 
rund um Schwangerschaft und Geburt, 
Kind und Familie werden dabei einbe-
zogen. Einrichtungen der Gesundheits-
versorgung, Kinderkrankenschwestern 
des Referats für Gesundheit und 
Umwelt, Sozialbürgerhäuser und Freie 
Träger arbeiten dabei verzahnt zusam-
men (vgl. Leitprojekt Nr. 1).
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Gesund alt werden

Bedingt durch die zunehmende 
Lebenserwartung steigt die Zahl der 
älteren Menschen. In München wird 
es im Jahr 2020 im Vergleich zu 2006 
ca. 6 % (rd. 15.000 Personen) mehr 
Menschen im Alter von 65 Jahren und 
darüber geben. Der Zuwachs von ca. 
27 % bei den Hochbetagten mit 80 
und mehr Jahren (von rd. 58.000 auf 
rd. 74.000) findet vor allem bei den 
Männern statt. In dieser Altersgruppe 
wird der Anteil der Frauen 2020 aber 
immer noch ca. 60 % ausmachen. 
Besonders stark ist der Anstieg bei der 
Zahl hochbetagter Männer ohne deut-
sche Staatsangehörigkeit, wenn auch 
von einer niedrigen Basiszahl ausge-
hend (von ca. 1.000 im Jahr 2006 auf 
ca. 4.300 im Jahr 2020). Die Zahl der 
nichtdeutschen hochbetagten Frauen 
wird sich den Schätzungen zufolge 
verdoppeln, von ca. 1.300 auf  
ca. 2.700 Personen. Zu berücksichti-
gen ist auch die steigende Zahl von äl-
teren Menschen mit Behinderungen 22. 

Durch die Veränderungen der Familien-
strukturen (Kleinfamilien, Kinderlosig-
keit) leben immer mehr ältere Men-
schen allein, so dass die Gefahr einer 
zunehmenden Vereinsamung besteht. 
Die Isolation wird verstärkt durch die 
zunehmende Verarmung, insbeson-
dere von älteren Frauen, die meist 
nur eine kleine Rente haben oder 
Grundsicherungsleistungen beziehen. 
In dieser Situation ist die Teilnahme an 
Präventionsangeboten erschwert. 

Studien belegen die positiven Auswir-
kungen sozialer Vernetzung für Men-
schen aller Altersstufen: 23 Das Wohl-
ergehen eines jeden Menschen wird 
durch die Einbindung in gute nachbar-
schaftliche Netzwerke und Teilhabe an 
gesundheitsförderlichen Maßnahmen 
gesteigert. Angesichts der bereits 
bestehenden Isolation vieler alten 
Menschen in München und angesichts 
der demografischen Entwicklung 
müssen wohnortnahe Gesundheits-
förderungs- und Präventionsangebote 

für ältere und alte Menschen mit und 
ohne Migrationshintergrund weiterent-
wickelt und ausgebaut werden. 

Bestehende Strukturen und Einrichtun-
gen vor Ort wie z.B. die dreißig Alten- 
und Service-Zentren in München, die 
Bildungsträger, die Sportvereine und 
andere Einrichtungen der öffentlichen 
und freien Träger können dabei für den 
weiteren Aus- oder auch Umbau von 
Angeboten genutzt werden. Apothe-
ken spielen als wohnortnah positio-
nierte Einrichtungen ebenfalls eine 
wichtige Funktion besonders für alte, 
isolierte Menschen. 

Zusätzlich zu den oben beschriebenen 
Angeboten mit „Kommstruktur“ ist 
eine aufsuchende gesundheitsfördern-
de und präventive Unterstützung im 
häuslichen Lebensumfeld erforderlich, 
um vorhandene Ressourcen der alten 
Menschen möglichst lange zu erhalten 
(z.B. präventive Hausbesuche).

Für Menschen, die in Einrichtungen, 
wie Alten- und Pflegeheimen oder 
in Behinderteneinrichtungen leben, 
sind präventive Angebote zugänglich 

zu machen. Hier stehen nicht nur 
Bewegungs- und Ernährungsangebote 
im Fokus, sondern auch präventive 
medizinische Maßnahmen, wie z.B. 
Zahnprophylaxe und fachärztliche 
Vorsorgeuntersuchungen.

In den Bereichen Wohnen und Wohn-
umfeld ist der Ausbau von Sicher-
heitsmaßnahmen für ältere und alte 
Menschen notwendig. Hier stehen 
die Bauträger und –gesellschaften 
mit ihren technischen Berufsgruppen 
sowie die öffentliche Verwaltung in 
der Pflicht, barrierefreies Bauen und 
Wohnen als Standard zu entwickeln. 
Die Landeshauptstadt München hat 
bereits viel für behinderte und alte 
Menschen im Verkehrsbereich umge-
setzt (z.B. Niederflurbusse, Aufzüge 
in den U-Bahnen). Der demografische 
Wandel bringt in dieser Hinsicht 
zusätzliche Anforderungen mit sich. 
Um die Mobilität alter Menschen zu 
erhalten und deren Isolation zu ver-
hindern, müssen Verkehrswege und 
-infrastruktur noch mehr als bisher auf 
sie ausgerichtet werden.

22 �Quelle: Referat für Stadtplanung und Bauordnung der Landeshauptstadt München, Planungsprognose 2007 (Basis 31.12.2006)
23 ��Institut für Sozial- und Präventivmedizin der Universität Zürich (Hrsg.), Konzept für Prävention und Gesundheitsförderung im Kanton Zürich, 2004
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Kernaussage

„Jeder Mensch hat Anspruch auf eine 
Umwelt, die ein höchstmögliches 
Maß an Gesundheit und Wohlergehen 
ermöglicht.“ 24

Die Landeshauptstadt München han-
delt entsprechend dieser politischen 
Willenserklärung und schafft in ihrem 
Verantwortungsbereich Rahmenbe-
dingungen, um die Belastung der 
Münchner Bevölkerung durch Einflüs-
se aus der Umwelt zu reduzieren und 
nachhaltig für eine gesundheitsförder
liche Umwelt in der Stadt zu sorgen. 

Dies beinhaltet so unterschiedliche 
Bereiche wie Luftreinhaltung, Lärm-
minderung, Grün- und Freizeitflächen-

planung, Wohnumfeld, Ausbau von 
Rad- und Fußgängerverkehr, Barriere-
freiheit im öffentlichen Raum, Energie 
und Klimaschutz, Hygienemaßnah-
men und Anderes mehr. Damit ist die 
Gestaltung gesundheitsförderlicher 
Umweltbedingungen eine sektoren-
übergreifende Herausforderung. 

Dies zeigt sich auch in den starken 
Überschneidungen dieses Themenfel-
des mit der Leitlinie Ökologie in den 
Zielaussagen zu den Ressourcen Luft, 
Lärm, Wasser 25. Die Verbesserung der 
Luftqualität, Lärmminderung und Klima 
sind auch Anliegen im Verkehrsent-
wicklungsplan (VEP), einem Leitprojekt 
der Perspektive München 26.

Begründung

Die Art und Weise, wie wir unsere 
Umwelt gestalten, ist für die Ge-
sundheit der Bevölkerung von maß-
geblicher Bedeutung. Erst in den 
letzten Jahren werden die vielfältigen 
Zusammenhänge von Umwelt und 
Gesundheit in Politik und Wissen-
schaft wahrgenommen und gewinnen 
auf internationaler, nationaler sowie 
kommunaler Ebene immer mehr an 
Gewicht. 

Gesundes Lebensumfeld

Der Begriff „Lebensumfeld“ umfasst 
in diesem Kontext sowohl „objektive“ 
Größen (Luft, Lärm, Strahlen, Grünflä-
chenanteil usw.) als auch „subjektive“ 
(Sicherheitsgefühl, Risikoeinschätzung, 
Wahrnehmung der Umgebung usw.) 
sowie Interaktionen zwischen beiden.

3.3 Gesundheitsförderliche Umwelt 

Leitlinien

 �Die gesamte Stadtentwicklungsplanung der Landeshauptstadt München verpflichtet sich dem Ziel der  
Schaffung und Erhaltung eines möglichst gesundheitserhaltenden und -förderlichen Wohn- und Arbeitsum
feldes für ihre Bevölkerung. Die demografische Entwicklung sowie die unterschiedliche Nutzung durch  
einzelne Zielgruppen sind dabei besonders zu berücksichtigen.

 �Die Landeshauptstadt München unterstützt die Eigeninitiative und Beteiligung der Bewohnerinnen und 
Bewohner bei der gesundheitsförderlichen Gestaltung ihrer Wohnumgebung durch Förderprogramme bzw. 
Maßnahmen. Sie bezuschusst Initiativen, Einrichtungen und Projekte und kooperiert mit ihnen.

 �Die Landeshauptstadt München stärkt eigenverantwortliches Handeln ihrer Bewohnerinnen und Bewohner im 
Hinblick auf den Umgang mit Umweltbelastungen und -gefahren durch geeignete Maßnahmen der Information 
und Risikokommunikation. 27

 �Die Landeshauptstadt München konzentriert ihre Maßnahmen vor allem dort, wo sich Umweltbelastungen für 
die Bevölkerung häufen und mit Gesundheitsrisiken einhergehen. 28

 �Die Landeshauptstadt München schöpft den Gestaltungsspielraum der kommunalen Selbstverwaltung bei 
gesetzlichen Vorgaben in Überprüfungs- und Genehmigungsverfahren optimal zum Zweck der Verringerung 
von Umweltbelastungen aus.

 �Die Landeshauptstadt München verpflichtet sich, der Münchner Bevölkerung auch weiterhin sauberes  
Trinkwasser von höchster Qualität zur Verfügung zu stellen 25.

24 ��„Europäische Charta Umwelt und Gesundheit“, 1989 in Frankfurt von den Umwelt- und Gesundheitsministerinnen und -ministern verabschiedet
25 ��Vgl. „Perspektive München – Leitlinie Ökologie“, Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates der Landeshauptstadt München vom 21.03.2001;  

das Kapitel Klimawandel und Klimaschutz wird 2009 überarbeitet und aktualisiert.
26 ��Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates der Landeshauptstadt München vom 15.03.2006
27 ��Vgl. Themenfeld Prävention und Gesundheitsförderung
28 ��Vgl. Themenfeld Chancengleichheit
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Beispielhaft für den Bereich gesun-
des Wohnen ist die breit angelegte 
WHO-Studie „Housing and Health“ 
des Regionalbüros für Europa. Diese 
Studie beinhaltet eine Erfassung der 
Belastungen in Wohnung und Nach-
barschaft sowie eine Befragung der 
Bewohnerinnen und Bewohner in acht 
europäischen Städten. Themenberei-
che waren z. B. Schimmel und Feuch-
tigkeit in Wohnungen, Art der Heizung, 
Lärm- und Schadstoffbelastung, Woh-
numgebung, Zugang und Belegung 
der Wohnungen, wahrgenommene Si-
cherheit und Angst vor Kriminalität 29. 
In zahlreichen Einzelstudien wurden 
die Zusammenhänge dieser Parameter 
mit der Gesundheit und Lebensqualität 
der Bewohnerinnen und Bewohner 
untersucht, in Abhängigkeit von sozia-
len Variablen wie Schicht, Einkommen, 
Haushaltsgröße. Es zeigte sich eine 
Vielzahl von Auswirkungen der Um-
weltbedingungen auf die Gesundheit 
wie Atemwegserkrankungen, Asthma 
und Allergien, Schlafstörungen, Herz-/
Kreislauferkrankungen, psychische 
Störungen, Unfälle, Übergewicht, 
Erschöpfung und Kopfschmerz in 
Abhängigkeit von den untersuchten 
Umweltvariablen. Diese Studie belegt 
in anschaulicher Weise die Bedeutung 
der Wohnumwelt für die physische 
und psychische Gesundheit der 
Bewohnerinnen und Bewohner und 
zeigt zahlreiche Handlungsspielräume 
für die Ausgestaltung einer gesunden 
Wohnumwelt auf. Besonders wichtig 
ist die Anordnung, Gestaltung und 
Nutzbarkeit von Grün- bzw. Freiflächen 
sowie (Kinder)Spielplätzen im nahen 
und weiteren Wohnumfeld, um (nicht 
nur) Kindern und Jugendlichen den 
Aufenthalt im Freien und gesundheits-
fördernde Bewegung im Alltag zu 
ermöglichen. Gerade für Kleinkinder 
ist die vielfältige Erprobung ihrer 
körperlichen Leistungsmöglichkeiten 
von existenzieller Bedeutung für ihre 
motorische Entwicklung.

Neben dieser Untersuchung belegen 
zahlreiche weitere Studien mögliche 
Auswirkungen einzelner Umweltbe-
lastungen bzw. -einflüsse wie z. B. 
Luftschadstoffe, Lärm, nieder- und 
hochfrequente Felder, Schimmel, 
Lebensmittelqualität u.v.a.m. auf die 
menschliche Gesundheit. Diese Er-
gebnisse beziehen sich sowohl auf die 
nähere und weitere Wohnumgebung 
wie auch auf Faktoren der Arbeitswelt.

Die Landeshauptstadt München hat 
der wachsenden Bedeutung von 
Umweltfaktoren für die Gesundheit 
bereits 1998 Rechnung getragen, 
indem das Umweltschutzreferat und 
das Gesundheitsreferat zu einem 
Referat für Gesundheit und Umwelt 
zusammengefasst wurden. Dies 
führte zu einer Intensivierung der 
Zusammenarbeit beider Bereiche, was 
sich unter Anderem an der Beteiligung 
am bundesweiten Aktionsprogramm 
für Umwelt und Gesundheit (APUG) 
zeigt. Ziel der Aktivitäten war hier die 
Förderung gesunder Wohnbedingun-

gen und eines gesunden Wohnum-
feldes in München-Südost mit dem 
Schwerpunkt auf Kinder und Jugend-
liche. Dieses Projekt verdeutlicht in 
besonderem Maß die Schwerpunkte 
des Referates: Konzentration auf be
sonders mit Risiken belastete Gruppen 
(z.B. in den Gebieten der „Sozialen 
Stadt“) 30 sowie auf Kinder und 
Jugendliche; Vernetzung und Beteili-
gung unterschiedlicher kommunaler 
Akteurinnen und Akteure; Partizipation 
der Bevölkerung, Förderung der Ei-
genverantwortlichkeit sowie Einbezug 
freier Leistungsanbieter. In zahlreichen 
Aktionen und Maßnahmen wurden 
die verschiedenen Bereiche gesunder 
Wohnbedingungen bearbeitet und 
zwar im Sinne der Verhältnis- wie auch 
der Verhaltensprävention. 31 Informa-
tion und Risikokommunikation waren 
dabei wichtige Bausteine.
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29 ��Bonnefoy et al. 2003: Housing and health in Europe. Preliminary results of a Pan-European study. American Journal of Public Health 93, S. 1559 –1563.
30 ��Vgl. Themenfeld Prävention und Gesundheitsförderung
31 ��Siehe: www.muenchen.de/apug



Information und  
Risikokommunikation

Mit ihrer umweltmedizinischen Be-
ratung macht die Landeshauptstadt 
München seit über 10 Jahren ein ei-
genständiges Angebot zur Information 
und Unterstützung der Bewohnerinnen 
und Bewohner hinsichtlich Fragen von 
umweltinduzierten Gesundheitsrisiken. 
Themen sind u. a. Schadstoffbelastun-
gen im Innen- und Außenraum, Lärm, 
Mobilfunk, UV-Strahlung, Ernährung. 
Auch im Rahmen von Schulgesund-
heitswochen werden diese Themen 
behandelt 32. Das Refarat für Gesund-
heit und Umwelt stellt zahlreiche 
Informationen in schriftlicher Form  
und via Internet zur Verfügung. 

Eine bedeutende Rolle in der Diskus-
sion kommt der sog. Risikokommu-
nikation zu. Die Informationen bzw. 
der Wissensstand der Bevölkerung 
über Gefahren aus der Umwelt, das 
realistische Ausmaß ihrer Schädlich-
keit bzw. die Wahrscheinlichkeit des 

Auftretens sowie sinnvolle Verhaltens-
regeln im Umgang mit den Risiken im 
Alltag sind oft ungenügend. In einer 
vom Institut für Soziale Pädiatrie und 
Jugendmedizin der LMU und dem 
Institut für Arbeits- und Umweltme-
dizin der Universität München durch-
geführten Studie „Umweltperzeption 
und reale Risiken“ wurden Eltern von 
Einschulungskindern, Expertinnnen 
und Experten sowie Politikerinnen 
und Politiker zu ihrer Einschätzung von 
Umweltrisiken befragt. Dabei ergaben 
sich zum Teil erhebliche Diskrepan-
zen bei der Einschätzung der Risiken 
zwischen den einzelnen Gruppen 33. 
Als Folge daraus müssen sich Informa-
tionen und Maßnahmen bzw. Empfeh-
lungen danach richten, ob Risiken von 
den Eltern tendenziell eher über- oder 
unterschätzt werden. Eine erfolgrei-
che Risikokommunikation muss sich 
an den Prinzipien der Partizipation 
(Beteiligung der Betroffenen an allen 
Maßnahmen) und des Empowerments 
(Befähigung der Betroffenen, eigene 
Potenziale bei der Bewältigung von 

Problemen zu nutzen) orientieren 34. 
Eine genaue Zielgruppenorientierung 
ist dabei unerlässlich, d. h., alle Maß-
nahmen müssen geschlechts- und 
kultursensibel sowie altersgerecht 
konzipiert und durchgeführt werden 
(vgl. 3.1 Chancengleichheit).

Umweltschutz

Der gesamte Bereich des Umwelt-
schutzes (Immissionsschutz, Lärm-
minderungsplan, Luftreinhalteplan, 
Gewässerkontrolle, Altlasten und 
Abfallrecht) dient der Nachhaltigkeit 
ebenso wie der Gesunderhaltung der 
Bevölkerung und der Minimierung von 
Gesundheitsrisiken in der unmittelba-
ren Umwelt. 

Ausführlich wird das Thema Umwelt-
schutz in der derzeit(2009) in Überar-
beitung befindlichen Leitlinie Ökologie 
behandelt, wobei den Auswirkungen 
des Klimawandels und dem Klima-
schutz besondere Bedeutung zu-
kommt. Mit dem Integrierten Hand-

32 ��Vgl. Themenfeld Prävention und Gesundheitsförderung
33 ��Bayerisches Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (Hrsg.): Abschlussbericht des Forschungsvorhabens „Kind und Umwelt“ –  

Teilprojekt „Umweltperzeption und reale Risiken“. Band 12 der Schriftenreihe 2005
34 ��Vgl. Themenfeld Prävention und Gesundheitsförderung
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35 ��Näheres zum Zusammenhang zwischen Klimawandel und Gesundheit siehe LZG, Gostomzyk, Enke (Hrsg.): Globaler Klimawandel und Gesundheit,  
Band 19 der Schriftenreihe 2008

36 ���Bolte, Mielck (Hrsg.): Umweltgerechtigkeit. Die soziale Verteilung von Umweltbelastungen. Juventa Verlag, Weinheim/München 2004; Ges. f. Soz.  
Fortschritt e.V., Köln (Hrsg.), Mielck, Koller, Bayerl, Spies: Luftverschmutzung und Lärmbelastung: Soziale Ungleichheit in einer wohlhabenden Stadt  
wie München, Zeitschrift „Sozialer Fortschritt“, Jahrgang 58/2009/Heft 2–3

37 ���Landeshauptstadt München, Referat für Gesundheit und Umwelt (Hrsg.): Soziale Ungleichheit, Umweltbedingungen und Gesundheit anhand eines  
regionalen Beispiels, 2007

38 ���Vgl. Themenfeld Gesundheitliche Chancengleichheit

lungsprogramm „Klimaschutz in 
München“ 35 verfolgt die Landeshaupt-
stadt München das Ziel, die CO2 - 
Emissionen im Stadtgebiet München 
bis 2030 (Basisjahr 1990) zu halbieren.

Umweltgerechtigkeit

Wie in letzter Zeit verstärkt thema-
tisiert und von Untersuchungen 
bestätigt, sind Umweltbelastungen 
nicht ‚gerecht’ verteilt: In den sozial 
benachteiligten Schichten häufen sich 
auch Umweltrisiken wie Lärm, Luft-
schadstoffe, Verkehrsbelastung und 
schlechtes Wohnumfeld 36. 

Dieser Zusammenhang konnte auch  
in München nachgewiesen werden, 
wie in einer Studie zur Situation im 
Münchner APUG-Gebiet gezeigt 
wurde 37. Für die Landeshauptstadt 
München stehen deshalb sozial 
Benachteiligte bei allen Maßnahmen 
zur Reduzierung von Umweltrisiken 
als besonders wichtige Zielgruppe im 
Vordergrund 38. Beispiele hierfür sind 
neben der oben beschriebenen Betei-
ligung an APUG u. a. die Lärmschutz-
maßnahmen am Mittleren Ring.

Neben dem Referat für Gesundheit 
und Umwelt sind mehrere andere Re-
ferate der Landeshauptstadt München 
mit der Thematik einer gesundheitsför-
derlichen Umwelt direkt oder indirekt 
befasst. In erster Linie ist hier das 
Referat für Stadtplanung und Bauord-
nung zu nennen (Planung im Bereich 

Stadtsanierung, Wohnungsbau, räumli-
che Entwicklung, Grünflächen, Verkehr 
etc.) und das Baureferat (Errichtung 
und Unterhalt von öffentlichen Gebäu-
den, Planung, Bau und Entwicklung 
von Grün- und Freiflächen sowie Spiel-
plätzen für alle Altersgruppen, Durch-
gängigkeit von Grünvernetzungen, 
Barrierefreiheit etc.), aber auch das 
Kreisverwaltungsreferat (Lebensmittel-
überwachung, Verkehrs- und Mobili-
tätsmanagement, Verkehrssicherheit 
und Radverkehr) sowie speziell für 
den Bereich Risikokommunikation das 
Sozialreferat sowie das Schulreferat 
(Kinderbetreuungseinrichtungen). Um 
die Schaffung einer gesundheitsförder-
lichen Umwelt als Querschnittsaufga-
be zu etablieren und umzusetzen, ist 
eine verstärkte Kooperation mit allen 
betroffenen Referaten notwendig.
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Kernaussagen

Die Landeshauptstadt München 
nimmt ihre Verantwortung für die 
gesundheitliche Versorgung der 
Münchner Bevölkerung wahr. Sie trägt 
zur Erhaltung und Weiterentwicklung 
des Gesundheitsversorgungssystems 
mit eigenen stationären und nicht-
stationären Leistungen sowie durch 
Bezuschussung freier Träger bei. 

Die Landeshauptstadt München setzt 
sich für die hohe Qualität der Leis-
tungserbringung im medizinischen, 
pharmazeutischen, pflegerischen, 
therapeutischen und psycho-sozialen 
Bereich der unterschiedlichen Institu
tionen ein. Entsprechend dem ganz-
heitlichen Gesundheitsbegriff gilt dies 
sowohl für die somatische als auch die 
psychische Gesundheit. 

Dabei muss zum Einen der indivi-
duelle Zugang des Einzelnen zum 
Gesundheitssystem gesichert sein, 
zum Anderen sind die Bedürfnisse 
bestimmter Zielgruppen stärker zu 
berücksichtigen. 

Begründung

Die Verantwortung der Kommune für 
die gesundheitliche Versorgung lässt 
sich auf das Grundgesetz, die Baye-
rische Verfassung, das Gesundheits-
dienst- und Verbraucherschutzgesetz 
(GDVG) sowie auf weitere Gesetzes-
grundlagen wie z.B. Sozialgesetzbuch 
V, Sozialgesetzbuch XI, Bayer. Unter-
bringungsgesetz zurückführen. Auf 
der Grundlage dieser Gesetze stellt 
die Landeshauptstadt München ge-
meinsam mit vielen Akteurinnen und 
Akteuren des Gesundheitswesens die 
Versorgung der Bevölkerung sicher.  
Zu diesen gehören Kranken- und  
Pflegekassen, die Kassenärztliche Ver-
einigung Bayern, der Ärztliche Kreis- 
und Bezirksverband München und  
die Bayerische Landesärztekammer,  
Rentenversicherungsträger, das  
Bayerische Staatsministerium für  
Umwelt und Gesundheit, der Bezirk 
Oberbayern, die Bayerische Landes
apothekerkammer und der Bayerische 
Apothekerverband sowie Träger von 
Kliniken. Weitere wesentliche Koope-
rationspartner und -partnerinnen sind 
die Wohlfahrtsverbände und Einrich-
tungen freier Träger (der Suchthilfe, 
der psychiatrischen Versorgung sowie 
weitere Gesundheitseinrichtungen).

Die Angebote zur gesundheitlichen 
Versorgung der Münchner Bevölke-
rung werden ambulant und stationär 
erbracht. Das Spektrum reicht von der 
medizinischen, psychotherapeutischen 
und pflegerischen Versorgung bis hin 
zu Angeboten der verschiedenen Heil- 
und Heilhilfsberufe. Erbracht werden 
diese Leistungen durch ambulante Pra-
xen und Dienste sowie in Krankenhäu-
sern und Rehabilitationseinrichtungen. 
Dabei gewinnt neben der klassischen 
medizinischen Versorgung die alter-
native Medizin und die Homöopathie 
eine immer stärkere Bedeutung.

Ergänzend zu diesem komplexen 
Versorgungssystem steht den Münch-
nerinnen und Münchnern eine Vielfalt 
von Beratungsstellen zur Verfügung. 
Diese bieten Unterstützung bei 
allgemeinen Fragen zur gesundheitli-
chen Versorgung bzw. bei Fragen zu 
bestimmten Gesundheitsproblemen 
oder richten sich mit ihrem Angebot 
an bestimmte Zielgruppen. Darüber 
hinaus gewinnt die Arbeit von Ehren-
amtlichen und von Selbsthilfeeinrich-
tungen immer mehr Bedeutung.

3.4 Gesundheitliche Versorgung

Leitlinien

 �Die Landeshauptstadt München übernimmt die Rolle der Koordination und Moderation und entwickelt  
gemeinsam mit den Akteurinnen und Akteuren vor Ort adäquate nachhaltige Versorgungskonzepte für eine 
bedarfsgerechte Versorgung von behandlungs- und hilfebedürftigen Menschen. 

 �Die Landeshauptstadt München erfüllt mit dem Öffentlichen Gesundheitsdienst eine wichtige Funktion  
in der Gesundheitsversorgung der Münchner Bevölkerung und baut diesen bedarfsgerecht aus.

 �Die Landeshauptstadt München trägt mit eigenen Angeboten und Zuschüssen dazu bei, dass allen  
Bürgerinnen und Bürgern eine bedarfsgerechte gesundheitliche Versorgung zur Verfügung steht, wo  
möglich und notwendig wohnortnah und niederschwellig. 

 �Die Landeshauptstadt München setzt ihre Schwerpunkte im geriatrischen Bereich und bei schwerst- und  
chronisch Kranken sowie bei psychisch kranken und suchtkranken Menschen. 

 �Die Landeshauptstadt München stellt als Gesellschafterin des Städtischen Klinikums stationäre medizinische 
Grundversorgung wie auch Hochleistungsmedizin zur Verfügung.



Qualität durch Koordination

Dieses breite Spektrum an Angebo-
ten bildet die Grundlage für eine gute 
Versorgung der Münchnerinnen und 
Münchner. Um langfristig angemessen 
auf die Entwicklungen der unterschied-
lichen Zielgruppen in der Münchner 
Bevölkerung reagieren zu können, 
müssen die Angebote koordiniert, wei-
terentwickelt und z.T. auf bestimmte 
Bedürfnisse spezialisiert werden. 

Nicht überall kann die Landeshaupt-
stadt München steuernd in das Leis-
tungsangebot der verantwortlichen 
Träger und Akteure eingreifen. Sie 
übernimmt dennoch Verantwortung, 
verfolgt die sich verändernden Bedarfe 
der Bevölkerung und bemüht sich um 
einen Abgleich zwischen den Ange-
boten der öffentlichen und privaten 
Leistungserbringer. 

Zur Vereinfachung solcher Abstim-
mungen und als Beratungsorgan des 
Stadtrates wurde 1989 der Gesund-
heitsbeirat gegründet. In ihm treffen 
die wesentlichen Akteure des Gesund-
heitswesens in München zusammen. 
Die verschiedenen Arbeitskreise 

des Gesundheitsbeirates verfolgen 
gemeinsam mit den Koordinationsstel-
len der öffentlichen Verwaltung die 
Weiterentwicklung von Maßnahmen 
in den Bereichen der Prävention, der 
allgemeinen Versorgung, der Psychia-
trie und Suchthilfe sowie der gesund-
heitlichen Versorgung bestimmter 
Zielgruppen (Frauen, Migrantinnen und 
Migranten). Diese wichtige Vernet-
zungsarbeit dient dazu, den Informa-
tionsfluss zwischen den ambulanten 
und den stationären Einrichtungen 
und den beteiligten Berufsgruppen zu 
fördern. Dabei besteht der Anspruch, 
Patientinnen und Patienten sowie Eh-
renamtliche direkt einzubeziehen und 
interkulturelle sowie genderbezogene 
Aspekte zu berücksichtigen. 

Die Landeshauptstadt München macht 
sich für die interkulturelle Öffnung 
aller Versorgungseinrichtungen stark 
und unterstützt die Entwicklung und 
Umsetzung qualitativer Standards. Der 
Arbeitskreis Migration und Gesundheit 
des Gesundheitsbeirats greift aktuelle 
Problemlagen auf und entwickelt mit 
relevanten Akteuren vor Ort Lösungs-
ansätze.

Großer Nachholbedarf besteht hin-
sichtlich der Berücksichtigung ge-
schlechtsspezifischer Gesichtspunkte 
in der medizinischen Behandlung von 
Frauen und Männern. Genderspezifi-
sche Ergebnisse aus Medizin- und Ver-
sorgungsforschung sind zur adäquaten 
Weiterentwicklung von Diagnostik und 
Behandlungskonzepten für Frauen und 
Männer einzusetzen. Fehlversorgun-
gen, insbesondere von Frauen, wird 
damit besser vorgebeugt. Auch das 
Erkenntnis- und Erfahrungswissen 
anderer Heil- und Pflegeberufe ist in 
die Forschungsprojekte mit einzube-
ziehen.

Bedarfsgerechte Versorgung und 
Vernetzung 

Der öffentliche Gesundheitsdienst 
der Landeshauptstadt München ist mit 
hoheitlicher Verantwortung unmittelbar 
zuständig für die Bereiche Infektions-
hygiene/Medizinalwesen, Umwelthygi-
ene/Umweltmedizin 39 und allgemeiner 
Infektionsschutz/Meldewesen. Hier 
trägt die Landeshauptstadt München 
eine große Verantwortung für den 
Schutz der Münchner Bevölkerung und 
muss aktuelle Gefährdungen erkennen 

39 ���Vgl. Themenfeld Gesundheitsförderliche Umwelt

39 ���Vgl. Themenfeld Gesundheitsförderliche Umwelt
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und bekämpfen. Von zunehmender 
Bedeutung ist dabei der Umgang mit 
hochansteckenden und lebensbedroh-
lichen Krankheiten sowie die Ergrei-
fung von Vorsorgemaßnahmen zur 
Schadensbegrenzung bei Pandemien/
Epidemien. Andere Aufgaben bezie-
hen sich z.B. auf HIV- und Hepatitis-
Prävention, auf die Verhütung und 
Bekämpfung der Tuberkulose und 
weitere meldepflichtige Infektionser-
krankungen.

Neben den schon genannten Schwer-
punkten in der Gesundheitsförderung 
und Prävention (siehe Kap. 3.2) ist die 
gesundheitliche Versorgung von psy-
chisch Kranken und Suchtkranken ein 
weiterer wichtiger Bereich des Öffent-
lichen Gesundheitsdienstes. Die Ange-
bote der Landeshauptstadt München 
reichen von Beratungsstellen für Be-
troffene und ihre Angehörigen über die 
Vermittlung in weiterführende Hilfen 
bis hin zu einer generellen Rückfall-
prävention. Die „Leitlinien zur Sozial-
psychiatrie“, die der Gesundheitsaus-
schuss des Stadtrates am 20.01.2005 
beschlossen hat, sind ebenso eine 
Grundlage für die städtische Arbeit in 
diesem Bereich wie die „Münchner 
Leitlinie zur Sucht- und Drogenpolitik“ 
(Stadtratsbeschluss 1995), die derzeit 
(2009) aktualisiert wird. 

Darüber hinaus unterstützt die Landes-
hauptstadt München durch ihre Zu-
schüsse Einrichtungen, die Menschen 
beratend zur Seite stehen oder mit 
ihren Angeboten zur Versorgung be-
stimmter Gruppen (z.B. Krebskranke, 
MS-Kranke, Epilepsie-Kranke) beitra-
gen. Sie fördert Angebote freier Träger 
und unterstützt die Arbeit von Ehren-
amtlichen und der Selbsthilfegruppen. 
Die „Richtlinien für die Gewährung 
von Zuwendungen der Landeshaupt-
stadt München im Gesundheits- und 
Umweltbereich“ beinhalten neben 
den allgemeinen Zuschussregelungen 
Struktur- und Handlungsleitlinien, 
die die Effektivität und Qualität der 
Dienste und Einrichtungen beschrei-
ben. Besonders hervorzuheben sind 
die qualitätssichernden Aspekte zur 
Kultursensitivität, Geschlechterdif-
ferenzierung, Aufmerksamkeit für 
sexuelle Orientierung, altersgemäße 
Differenzierung, Selbsthilfeunterstüt-
zung sowie die Prinzipien Partizipation 
und Empowerment. Durch diese 
Fördermaßnahmen ermöglicht die 
Landeshauptstadt München eine be-
darfsgerechte Ergänzung des Versor-
gungsspektrums.

München ist ein Zentrum der Hoch-
leistungsmedizin und verfügt über 
ein dichtes System der ärztlichen und 

psychotherapeutischen Versorgung 
im stationären wie im ambulanten 
Bereich. 

Im ambulanten Bereich leistet eine 
große Zahl von Hausärztinnen und 
-ärzten einen wesentlichen Beitrag 
für die Gesundheitsversorgung der 
Bevölkerung. Die hausärztliche Ver-
sorgung wird durch hochspezialisierte 
Facharztangebote ergänzt. Darunter 
sind auch Ärztinnen und Ärzte mit 
Kenntnissen der in München am 
häufigsten vorkommenden Sprachen, 
die Patientinnen und Patienten mit Mi-
grationshintergrund eine medizinische 
Versorgung in ihrer jeweiligen Landes-
sprache ermöglichen können. 

Aufgrund der großen Ärztedichte im 
Stadtgebiet bestehen gute Vorausset-
zungen, allen Bevölkerungsgruppen 
in München einen schnellen und 
wohnortnahen Zugang zur ambulanten 
Versorgung zu ermöglichen. 

Für Notfallbehandlungen in der Nacht 
und am Wochenende steht ein flächen-
deckendes Netz von Bereitschafts
praxen, Apothekennotdiensten und ein 
zentral organisierter Taxi-Notdienst zur 
Verfügung. Für psychiatrische Not-
dienste wurde ein mobiler psychiatri-
scher Krisendienst eingerichtet. 
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Im öffentlichen Rettungsdienst, der 
im Rettungszweckverband München 
auf örtlicher Ebene (Landeshauptstadt 
München und Landkreis München) zu-
sammengefasst ist, stehen anerkannt 
leistungsfähige Einrichtungen (Ge-
meinsamer Notarztdienst der Landes-
hauptstadt München und des Land-
kreises München, Integrierte Leitstelle 
München usw.) auf hohem Niveau zur 
Verfügung. Die Landeshauptstadt stellt 
durch ihre eigene Berufsfeuerwehr die 
Infrastruktur des Notfalldienstes sicher, 
die notärztlichen Dienste werden durch 
die Münchner Kliniken gestellt. 

Trotz dieses guten Versorgungsange-
botes haben nicht alle Stadtbewoh-
nerinnen und Stadtbewohner gleiche 
Chancen, das Gesundheitssystem zu 
nutzen: 

Zum Einen sind Haus- und Facharzt-
praxen nicht gleichmäßig über das 
Stadtgebiet verteilt, so dass in einigen 
Stadtteilen die Erreichbarkeit einer ad-
äquaten medizinischen Versorgung, ins-
besondere für behinderte oder alte und 
pflegebedürftige Menschen, erschwert 
ist. Zum Anderen gibt es zielgruppen-
spezifische Zugangsbarrieren, zum 
Beispiel für bildungsferne Menschen, 
für solche ohne Aufenthaltsstatus oder 
auch für sucht- und psychisch Kranke. 
Für viele Menschen ist die Angebotspa-
lette außerdem zu komplex und schwer 
überschaubar. 

Deshalb ist es erforderlich, Versor-
gungsangebote zielgruppenbezogen 
bekannt zu machen und vorhandene 
Zugangsschwellen abzubauen. Dies 
unterstützt die Landeshauptstadt Mün-
chen durch gezielte Öffentlichkeitsar-
beit, ferner wirkt sie an der Entwicklung 
von Fachkonzepten mit.

Im stationären Bereich bietet die 
Städtisches Klinikum München GmbH 
(StKM), als hundertprozentige Tochter 
der Landeshauptstadt München, der 
Stadtbevölkerung das breite Spekt-
rum von der basismedizinischen bis 
zur hochspezialisierten medizinischen 
Versorgung. Im Jahr 2007 40 wurden 
in der StKM knapp 30% der stationär 
behandelten Patientinnen und Pati-
enten in München versorgt. Jeweils 
ein weiteres Drittel der stationär 

aufgenommenen Personen wurde in 
den Kliniken der Universitäten bzw. in 
den freigemeinnützigen und privaten 
Kliniken behandelt. In den städtischen 
Kliniken können sich Patientinnen und 
Patienten an unabhängige Patienten-
fürsprecherinnen und -sprecher - auch 
anonym – wenden, wenn sie mit 
erbrachten Leistungen nicht zufrieden 
sind. Unterstützt wird diese wichtige 
Arbeit von der gesetzlich verankerten 
Patientenberatungsstelle im Gesund-
heitsladen München. 

Infolge des medizinischen Fortschritts 
werden an den Kliniken die medizini-
schen Behandlungsangebote immer 
weiter ausdifferenziert und durch die 
Schaffung von Kompetenzzentren inter-
disziplinär weiterentwickelt. 

Wie im ambulanten Bereich ist auch in 
der stationären Versorgung die Vernet-
zung zwischen Fachleuten verschie-
dener medizinischer und rehabilitativer 
Einrichtungen sowie die enge Koopera-
tion mit nicht-medizinischen Heil- und 
Beratungsberufen von großer Wichtig-
keit. Die Landeshauptstadt München 
sieht in dieser Öffnung zur Zusammen-
arbeit eine bedarfsgerechte Anpassung 
an die gesellschaftliche Entwicklung 
z.B. an eine wachsende Anzahl von 
älteren multimorbiden Menschen ganz 
unterschiedlicher kultureller Herkunft.

Eine erste Weichenstellung für eine 
Erleichterung interdisziplinärer Zu-
sammenarbeit ist durch die Gesund-
heitsreform von 2007 erfolgt und wird 
voraussichtlich durch die Pflegeversi-
cherungsreform 2008 verstärkt. 

Das quantitative Angebot an Pflege-
diensten in München wird derzeit als 
ausreichend angesehen, die Qualität 
der erbrachten Pflegeleistungen ist 
dagegen schwer überprüfbar. Die 
Landeshauptstadt München kann 
Daten zu den Pflegediensten erheben 
und ggf. über präventive und interve-
nierende Maßnahmen Missstände 
verhindern bzw. unterbinden. Allerdings 
kann anhand dieser Daten die Qualität 
der Pflegeleistung nur bedingt beur-
teilt werden. Um die Qualität sicher 
zu stellen, baut die Landeshauptstadt 
München gemeinsam mit dem medizi-
nischen Dienst der Krankenkassen die 
Schwerpunktüberwachung ambulanter 
(Intensiv-) Pflegedienste zunehmend 
aus. Mit dem am 01.08.2008 beschlos-
senen neuen bayerischen Heimgesetz 
wird der Landeshauptstadt München 
zudem die Möglichkeit eröffnet, am-
bulant betreute Wohngemeinschaften 
hinsichtlich ihrer pflegerischen und 
infektionshygienischen Qualität zu 
kontrollieren. In diesem Rahmen sollen 
auch die ambulanten Pflegedienste 
überwacht werden. 
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40 ���Jahrespressekonferenz der Städtisches Klinikum München GmbH vom 23.04.2008
41 ���Beschluss des Sozialauschusses des Münchner Stadtrates vom 28.06.2007: Situation und Perspektive der Altenhilfe in München II, S. 15

Es kann davon ausgegangen werden, 
dass es zukünftig mehr pflegebedürf-
tige Menschen mit Migrationshin-
tergrund geben wird 41. Aus diesem 
Grund sind Maßnahmen im Bereich 
interkultureller Öffnung notwendig. 
Dazu zählen nicht nur interkulturelle 
Fortbildungen von Ärztinnen/Ärzten 
und medizinischem Fachpersonal, 
sondern auch die muttersprachliche 
Aufklärung Betroffener in medizini-
schen, pflegerischen und psychosozi-
alen Belangen, die Berücksichtigung 
migrationsspezifischer Konzepte für 
die Lebensgestaltung älterer Migran-
tinnen und Migranten u.v.m. 

Bekannt ist auch, dass immer mehr 
schwerst pflegebedürftige und ster-
bende Menschen zu Hause bleiben 
möchten. Dies heißt für die Anbiete-
rinnen und Anbieter der ambulanten 
medizinischen und pflegerischen 
Versorgung, dass sie auf diesen sich 
verändernden Bedarf reagieren und 
sich dieser qualitativen Herausforde-
rung stellen müssen. Darüber hinaus 
brauchen auch die betreuenden und 
begleitenden Personen, zumeist 
Frauen, aus dem familiären oder 
nachbarschaftlichen Umfeld professio-
nelle Unterstützung, um die enormen 
Belastungen bewältigen zu können. 
Eine Hilfe bietet das von der Lan-
deshauptstadt München aufgelegte 
Förderprogramm für Angehörige und 
Ehrenamtliche. 

Verschiedene Wohnungsbaugesell-
schaften haben sich bereits auf beson-
dere Wohnbedarfe älterer Menschen 
eingestellt; z. B. mit dem Wohn- und 
Versorgungskonzept „Wohnen im 
Quartier“ (behinderten-/altersgerechte 
Wohnung mit der Möglichkeit, alle not-
wendigen Dienste über einen Anbieter 
zu ordern) wird es den Bewohnerinnen 
und Bewohnern erleichtert, auch im 
Alter in der häuslichen Umgebung zu 
bleiben.
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Leitprojekt 1
Münchner Modell der Früherkennung und Frühen Hilfen für psychosozial hoch belastete Familien 

Leitprojekt 2
Biostadt München  

Leitprojekt 3
Gesundheit in der Sozialen Stadt 

Leitprojekt 4
Ärzte und Ärztinnen für die Gesundheitsvorsorge an Schulen im Schwerpunkt Hauptschule

Aktuelle Informationen zur Leitlinie Gesundheit können auf der Seite  
www.muenchen.de/leitlinie-gesundheit abgerufen werden. 

Die Projektbeschreibungen für die  
Leitprojekte 1 bis 4 sind auf den  
folgenden Seiten zu finden.

Auf der Grundlage von Schwerpunkt-
setzungen des Stadtrats werden 
weitere Leitprojekte zu folgenden 
Themenfeldern entwickelt:

Den Leitlinien werden Leitprojekte 
zugeordnet. Diese sollen exempla-
risch zeigen, wie die in den Leitlinien 
formulierten Vorgaben und Strategien 
praktisch umgesetzt bzw. optimiert 
werden können. 42

Die Leitlinie Gesundheit enthält zum 
derzeitigen Stand (Oktober 2009)  
4 Leitprojekte:

Psychische Gesundheit, Bewegungs-
förderung im öffentlichen Raum, 
Gesundheit alter Menschen, Be-
wegungsförderung im öffentlichen 
Raum, Bildung und Gesundheit sowie 
Betriebliches Gesundheitsmanage-
ment. 

42 ���Vgl. „Münchens Zukunft gestalten“, Perspektive München – Strategien, Leitlinien, Projekte, Bericht zur Stadtentwicklung 2005
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Projektbeschreibung Leitprojekt 1
Münchner Modell der Früherkennung und Frühen Hilfen  
für psychosozial hoch belastete Familien

Projektverantwortliche  
(Referat)

Referat für Gesundheit und Umwelt (RGU) und Sozialreferat-Stadtjugendamt

Ansprechpersonen Dr. Marie Kopecky-Wenzel (RGU, Tel. 233-47929)
Carla Pertl (Stadtjugendamt, Tel. 233-49626) 

Ziel des Projekts Familien mit Kindern unter drei Jahren mit Risiken für eine später mögliche  
Vernachlässigung und Misshandlung frühzeitig erkennen und unterstützen, um  
krisenhafte Entwicklungen zu verhindern.

Zielgruppe/Region:
Stadtteil, Bezirk, etc.

Umfang/Reichweite

Münchner Familien mit Neugeborenen und Kindern unter drei Jahren in besonderer 
Belastungssituation 

alle Sozialregionen – stadtweit

Kurzbeschreibung des  
Projekts

Frühe Hilfen sind ein präventives niederschwelliges, auf die Familien mit Kindern in den 
ersten drei Lebensjahren zugehendes Angebot. Fachleute aus den Bereichen Gesund-
heitswesen und Kinder- und Jugendhilfe unterstützen die Familien insbesondere in der 
Zeit kurz nach der Geburt ihres Kindes vertrauensvoll und einfühlsam. Kinderkranken-
schwestern beraten zur Gesundheit und zum Umgang mit dem Kind. Sozialpädago
gInnen bieten passgenaue Hilfen bei sozialen Problemen und ermutigen Eltern, an  
den bestehenden, vielfältigen Angeboten der Landeshauptstadt teilzuhaben und diese 
aktiv zu nutzen. Sowohl der Hausbesuch der Kinderkrankenschwester als auch die 
Inanspruchnahme der Frühen Hilfen sind freiwillig und setzen das Einverständnis der 
Eltern voraus.

Das Modell der Frühen Hilfen setzt auf enge Zusammenarbeit zwischen Gesundheits- 
und Sozialbereich. Die Kooperation mit den Akteuren rund um Schwangerschaft und 
Geburt, Kind und Familie wird ausgebaut und intensiviert.  

 Beginn, Dauer 11. November 2008, fortlaufend

Kosten und Finanzierung Stadtratsbeschluss „Das Münchner Modell der Früherkennung und Frühen Hilfen für 
psychosozial hoch belastete Familien“, Vollversammlung vom 19.12.07

Kooperationen:
beteiligte Referate, 
Unternehmen, Träger etc.

Sozialreferat – Stadtjugendamt, Sozialbürgerhäuser
Träger der freien Jugendhilfe
Geburtskliniken, Hebammen, KinderärztInnen, Kinderkliniken

Grundlage Stadtratsbeschluss „Das Münchner Modell der Früherkennung und Frühen Hilfen für 
psychosozial hoch belastete Familien“, Vollversammlung vom 19.12.07
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Projektverantwortliche  
(Referat)

Referat für Gesundheit und Umwelt

Ansprechperson Angelika Lintzmeyer (RGU, Tel. 233-47560)

Ziel des Projekts Mehr Bio in der Außer-Haus-Verpflegung

Zielgruppe/Region:
Stadtteil, Bezirk, etc.

Umfang/Reichweite

Münchner BürgerInnen, Kinder, Landeshauptstadt München, Einrichtungen,  
Gastronomie

stadtweit

Kurzbeschreibung des  
Projekts
 
 

Die Biostadt München setzt sich für mehr ökologische Lebensmittel in der Außer- 
Haus-Verpflegung ein, insbesondere im Bereich Bio für Kindereinrichtungen, in der 
Gastronomie, in der eigenen Verwaltung.

Bio für Kindereinrichtungen:

Im Modellprojekt Bio für Kinder werden in Kooperation mit Tollwood über ein Paten
system Kindereinrichtungen bei der Umstellung auf 100 % Bio unterstützt und beraten. 
Interessierten Kindereinrichtungen werden ernährungspädagogische Maßnahmen, 
Infos und Beratungen zur Verfügung gestellt, um auch ohne Paten ihren Bioeinsatz 
ausweiten zu können. 

Bio in der Gastronomie:

Über konkrete Beratungs- und Informationsveranstaltungen interessierter Gaststätten 
und Hotels konnte die Zahl der Bio-Gaststätten in München auf ca. 20 angehoben 
werden. Ausbildungsprojekte für Nachwuchskräfte der Gastronomie unterstützen die 
Branche, qualifizierte Arbeitskräfte zu finden. Ein Biogastro-Flyer wurde als Gästein
formation aufgelegt.

Bio in der Landehauptstadt München:

Die Landeshauptstadt München hat sich als erste Stadt Deutschlands biozertifizieren 
lassen. Zertifizierungsleitfäden für städtische Einrichtungen sind erarbeitet. Die Einbe
ziehung der Referate ist in Planung.

Daneben laufen Kommunikationsprojekte, die sich an die VerbraucherInnen richten, 
bei denen das Thema Bio von verschiedenen Seiten betrachtet und erlebnisorientiert 
aufbereitet wird. Austausch und Netzwerkarbeit ist die Basis für die Weiterentwicklung 
des Themas, sowohl regional als auch international. 

München bewirbt sich mit anderen EU-Städte um eine Interreg IV c-Förderung, über  
die 2010 ein Stadtratsbeschluss herbeigeführt wird. 

Beginn, Dauer September 2006, fortlaufend

Kosten und Finanzierung Kooperationspartner über Agenda21-Fördertopf; 2/3 Stelle im Referat für Gesundheit 
und Umwelt, Projektmittel ca. 15.000 € im Jahr, Drittmittel über Bund, EU

Kooperationen:
beteiligte Referate,
Unternehmen, Träger etc.

Die Biostadt ist ein Netzwerk aus Initiativen, Verbänden, Vertretern aus Wirtschaft, 
Agenturen, Handel. Und aller städtischen Dienststellen.

Grundlage Stadtratsbeschluss „Biostadt“ vom 20.7.2006 und vom 2.10.2008

Projektbeschreibung Leitprojekt 2
Biostadt München
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Projektverantwortliche 
(Referat)

Referat für Gesundheit und Umwelt

Ansprechperson Hubert Schiefer (RGU, Tel. 233-47565)

Ziel des Projekts Strukturelle und nachhaltige Verankerung des Themas Gesundheit in den  
Quartieren der Sozialen Stadt

Zielgruppe/Region:
Stadtteil, Bezirk, etc.

Umfang/Reichweite

Münchner Bürgerinnen und Bürger, die in Sanierungsgebieten des  
Städtebauförderprogramms „Soziale Stadt“ leben

Kurzbeschreibung des  
Projekts

Ausgangslage: Sanierungsgebiete der „Sozialen Stadt“ sind Stadtteile mit besonderem 
Entwicklungsbedarf. Dies spiegelt sich auch im Themenfeld Gesundheit durch einen 
größeren Bedarf und höhere gesundheitliche Belastungen der dort lebenden Menschen 
wieder. Die Struktur des Städtebauförderprogrammes „Soziale Stadt“ schreibt eine 
enge Zusammenarbeit zwischen Verwaltung, Trägern der sozialen und gesundheits
förderlichen Einrichtungen und Bürgerinnen und Bürgern vor. Durch Fördermittel aus 
dem Programm können auch Projekte zur Gesundheitsförderung ermöglicht werden.

Ziel: Im Rahmen der Ausgangslage wird durch das Leitprojekt Gesundheit in den  
Quartieren der „Sozialen Stadt“ Gesundheit strukturell und nachhaltig implementiert. 

Vorhandene Projekte werden untereinander besser abgestimmt, Bedarfe gemeinsam 
mit allen Akteuren ermittelt, Kooperationspartnerinnen und -partner besser vernetzt und 
das Engagement der Bürgerinnen und Bürger gestärkt. 

Die aktuelle Planung im Rahmen begrenzter personeller und finanzieller Ressourcen, 
die mit allen Akteuren der „Sozialen Stadt“ gemacht wird, ist noch nicht abgeschlossen 
(Stand Juli 2009). In der Diskussion stehen z.B.: Orte für Gesundheit schaffen, die für 
Bürgerinnen und Bürger langfristig genutzt werden können, nachhaltige Kooperations-
strukturen zwischen Akteuren und Bürgern aufbauen, zielgruppenspezifische Angebote 
z.B. Gesundheitstage für alte Menschen regelmäßig durchführen, gesunde Ernährung/
Frühstück an Schulen mit Ganztagesklassen einführen usw. Im Rahmen der Neugestal-
tung öffentlicher Grünanlagen werden Erholungs- und Freizeitangebote aufgewertet und 
erweitert, Kommunikationsorte geschaffen und Bewegungsangebote für unterschied
liche Zielgruppen strukturell verankert.

Die Gesundheitsförderung in der Sozialen Stadt orientiert sich an der Leitlinie und  
deren Themenfelderen, wobei das Themenfeld „Gesundheitliche Chancengleichheit“ 
allen anderen Themenfeldern zu Grunde liegt.

Beginn, Dauer Herbst 2009, bis zur Aufhebung der Sanierungssatzung im jeweiligen Gebiet der  
Sozialen Stadt

 

Kosten und Finanzierung Kosten: Noch nicht bezifferbar, da die Projektstruktur noch nicht abgeschlossen  
ist. Mittel des Städtebau Förderprogrammes „Soziale Stadt“, vorbehaltlich der Zustim-
mung der Regierung von Oberbayern; Zuschüsse aus der Kommunalen Gesundheits-
förderung.

Kooperationen:
beteiligte Referate,
Unternehmen, Träger etc.

Referat für Gesundheit und Umwelt, Sozialreferat, Schulreferat, Baureferat, eventuell 
weitere Referate, Quartiersmanagement „Soziale Stadt“, freie Träger und Initiativen im 
Sozial- und Gesundheitsbereich, Bürgerinnen und Bürger

Grundlage Stadtratsbeschluss vom 13.10.2009

Projektbeschreibung Leitprojekt 3
Gesundheit in den Quartieren der „Sozialen Stadt“
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Projektverantwortliche 
(Referat)

Referat für Gesundheit und Umwelt (RGU) – GVO2
Ärztlicher Kreis- und Bezirksverband München (ÄKBV)

Ansprechpersonen Dr. Heidi Mayrhofer (RGU, Tel. 233-47920)
Dr. Christoph Emminger (ÄKBV)

Ziel des Projekts �Mehr gesundheitliche Chancengleichheit
Prävention bei gesundheitlich und sozial benachteiligten Kindern und Jugendlichen

Zielgruppe/Region:
Stadtteil, Bezirk, etc.

Umfang/Reichweite

Gesundheitlich und sozial benachteiligte Kinder und Jugendliche – mit und ohne  
Migrationshintergrund – mit besonders hohem Gesundheitsrisiko an Hauptschulen  
und angrenzenden Grundschulen / Förderschulen

15 nach festgelegten Kriterien ausgewählte Münchner Hauptschulen (von gesamt  
45 Hauptschulen)

Kurzbeschreibung des 
Projekts

Niederschwelliges Angebot vor Ort in der Schule mit personeller Kontinuität und  
Präsenz der Schulärztin in der Schule und Einbeziehung der angrenzenden Grund- bzw. 
Förderschule;

1x wöchentliche Anwesenheit der Schulärztin vormittags;

�kooperatives, vernetztes Arbeiten im Setting Schule (Einbeziehung weiterer Akteure 
wie Schulsozialarbeit, schulpsychologischer Dienst), Einbeziehung der Eltern;

Zugangsmöglichkeit zu den SchülerInnen durch die ärztliche Sprechstunde  
(SchülerInnen, Eltern), Unterricht in Schulklassen, Untersuchung Schulklassen, 

Gesundheitsaktionen;

individuelle nachgehende Betreuung; fallbezogene Kommunikation der Kooperations-
partnerInnen;

verbindliche Kooperation mit umgebenden, niedergelassenen ÄrztInnen durch  
Koordinationspartnerinnen im Referat für Gesundheit und Umwelt und ÄKBV und 
regelmäßige Treffen;

Bildung von lokalen (um die Hauptschule) Kooperationen mit den niedergelassenen 
ÄrztInnen mit verbindlichen Kooperationsstrukturen und regelmäßigen Kooperations
treffen;

Angebote der niedergelassenen Ärztinnen in ihrer Praxis und ggf. auch in der Schule;

Angebote für Eltern, insbesondere an Grundschulen;

Elternabende, Lehrer-/Konferenzen, Helferkonferenzen, Vernetzungsgremien,  
Informationsveranstaltungen;

Für 15 Hauptschulen sind 3 Stellen für FachärztInnen für Kinder- und Jugendmedizin 
und eine Kinderkrankenschwester zur schulärztlichen Versorgung vor Ort erforderlich;

die kooperierenden niedergelassenen ÄrztInnen erbringen Leistungen in ihrer  
Praxis im Rahmen ihrer regulären Tätigkeit, für die Leistungen an den Schulen und  
die Kooperation wird ein Fond für Honorarzahlungen gebildet;

die zentralen Koordinationspartnerinnen werden jeweils vom Referat für Gesundheit 
und Umwelt und ÄKBV gestellt;

3 jährige externe Evaluation.

Beginn, Dauer Nach Stadtratsbeschluss (geplant 2011)

Projektbeschreibung Leitprojekt 4
Ärztinnen und Ärzte für die Gesundheitsvorsorge an Schulen im Schwerpunkt Hauptschule 
Kooperation Öffentlicher Gesundheitsdienst (ÖGD) und Ärtzlicher Kreis-Bezirksverband  
München (ÄKBV)
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Leitlinie Gesundheit  |  4. Leitprojekte

Kosten und 
Finanzierung

Summe der jährlichen Kosten (Personal-und Sachkosten für 3 Arztstellen,  
1 Schwester) im Referat für Gesundheit und Umwelt: 359.000 €

einmalige Kosten (Stellenausschreibungen, Einrichtung der Arbeitsplätze: 30.500 €

einmalige Kosten Evaluation: 30.000 €

gemeinsamer Fond für Honorarzahlungen: unklar: ÄKBV und Sponsoren

Kosten zentrale Koordination: Referat für Gesundheit und Umwelt/ÄKBV aus  
bestehenden Ressourcen

Kooperationen:
beteiligte Referate, 
Unternehmen, Träger etc.

Schulen, Schulsozialarbeit, Schulpsychologischer Dienst / Schul- und Kultusreferat, 
Staatliches Schulamt, Sozialreferat, Elternbeirat, niedergelassene ÄrztInnen.

Grundlage Eklatant gestiegener Bedarf an Gesundheitsvorsorge für Jugendliche

�Beschluss Gesundheitsausschuss vom 07.03.07 und Vollversammlung vom 15.03.07, 
diesen Bedarf mit entsprechenden Schwerpunktbildungen aufzugreifen (Sitzungs
vorlage Nr. 02-08 / V 09491) 

Antrag von Fr. StR Schmucker: Wiedereinführung der regelmäßigen schulärztlichen 
Untersuchungen an Hauptschulen vom 26.04.07 (Antrag Nr. 02-08 / A 03660)

BV Jugendgesundheit, Gesundheitsvorsorge an Schulen im Schwerpunkt Hauptschule 
vom 27.05.2008 (Sitzungsvorlage Nr. 02-08 / V 11847) – vertagt

Stellungnahme des ÄKBV zur Leitlinie Gesundheit und Vorschlag eines Leitprojekts  
zur schulärztlichen Versorgung in den Grund-, Haupt- und Förderschulen (1/2009)

Kooperationsangebot vom 29.04.2009

Stadtratsziel 07/2009 und 2010: Das Referat für Gesundheit und Umwelt erreicht 
verstärkt Kinder und Jugendliche mit einer Häufung von gesundheitlichen Benach
teiligungen durch Gesundheitsförderung, Gesundheitsberatung und Päventions
programme.

Referatsziel 07.01.2009 und 07.02.2010: Die Angebote zur Gesundheitsvorsorge  
im Schwerpunkt Hauptschule sind ausgebaut.

Beschluss der Delegiertenversammlung des ÄKBV am 25.06.09.
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